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EDITORIAL/137: Motoren, Getriebe und andere steinzeitliche Verbrennungskonzepte . . . (SB)





Wochendruckausgabe 137 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
15.06.2019
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Motoren, Getriebe und andere steinzeitliche Verbrennungskonzepte . . .

In diesen verschlagenen Zeiten aber, mit ihren Wiederholungen und
Stillständen, wächst doch der Wunsch und das Bedürfnis nach einer
starken Motorleistung mit großer Zugkraft geradezu ins Unermeßliche
aus.

Wer zum Beispiel den Motor seines Autos im Leerlauf treiben läßt, muß
ohne den Rückschlag des Getriebes und ohne die fortgesetzt wechselnden
Anforderungen des Weges bald bemerken, daß die bloße Verbrennung als
steter thermischer Wandel nicht dauerhaft aufrecht zu erhalten wäre,
ohne daß der Betrieb desselben unterbrochen wird oder elementare
Anteile dadurch der Zerstörung beziehungsweise der Verbrennung anheim
fielen.

Die Wegbewältigung, also die Bewegung, erweist sich folglich als der
stoffwechselgestützte Wandel eines vorangegangenen Verhältnisses oder
Aggregates in ein bis dahin nicht gewesenes, welches sich dann bald
als die Halde und die Erblast bloßer Zerstörung und Verluste auftürmen
wird und damit alle Insignien puren Verbrauches aufweisen und sich
darum am Ende nur noch als menschheitsgeschichtliche Absehbarkeit
enthüllen kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. Juni 2019
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/610: Klimakampf und Kohlefront - fossiles Geschäftsmodell, archaische Methoden ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 11. Juni 2019

RWE fordert 50.000 Euro von Kohlekritiker Daniel Hofinger ++ "Gefahr für
die Meinungsfreiheit" ++ Massenhafte Klimaproteste im Rheinland
erwartet



Bonn, 11. Juni 2019. Der Energiekonzern RWE fordert vom 24-jährigen Daniel
Hofinger eine Strafe von 50,000 Euro. Der Student hat öffentlich erklärt,
dass ziviler Ungehorsam gegen Kohleabbau angesichts der Klimakrise
notwendig sei. Hofinger ist beim Aktionsbündnis Ende Gelände aktiv, das vom
19.-24. Juni Sitzblockaden im Rheinischen Braunkohlerevier plant. Schon im
vergangenen Sommer musste er sich in einer sogenannten
Unterlassungserklärung verpflichten, das Betriebsgelände der RWE nicht mehr
zu betreten. RWE begründet die Strafforderung damit, dass Hofinger durch
Äußerungen bei Twitter und auf einer Informationsveranstaltung andere zum
Protest ermutigt habe.

"RWE greift Grundrechte an, um Kritiker mundtot zu machen. Mein Fall ist
nur die Spitze des Eisberges. Auch Umsiedlungsunwillige im Rheinischen
Revier und andere engagierte Menschen werden systematisch unter Druck
gesetzt. Wenn Unternehmen bestimmen wollen, was öffentlich gesagt werden
darf, dann ist die Meinungsfreiheit in Gefahr", kommentiert Hofinger die
Forderung.

Thorsten Deppner, Rechtsanwalt von Hofinger kommentiert: "Der Vorgang ist
in dieser Form sicherlich einmalig. In letzter Zeit greift RWE zu immer
drastischeren Drohgebärden, um ihr fossiles Geschäftsmodell zu schützen.
Diese Entwicklung findet hier mit einem Angriff auf die Meinungsfreiheit
ihren vorläufigen Höhepunkt."

Hofinger ließ die erste von RWE gesetzte Frist verstreichen, ohne zu
zahlen. "RWE wird keinen Cent von mir sehen. Die Meinungsfreiheit ist
unbezahlbar!"

In einer Crowdfunding-Kampagne will Hofinger nun seinerseits 50.000 Euro
einsammeln, um Klimaproteste zu unterstützen. Das Geld wird neben seinen
eigenen Anwaltskosten insbesondere anderen Aktivist*innen zu Gute kommen.
Außerdem startet heute die Unterschriften-Petition "Jetzt erst GrundRecht",
in der RWE aufgefordet wird, rechtliche Schritte gegen Hofinger zu
unterlassen.

Im Mai wurde schon die Presse-Sprecherin von Ende Gelände, Kathrin
Henneberger, aufgefordert, eine Unterlassungserklärung zu unterzeichnen.
Sie hatte bei einer Rede auf der Aktionärsversammlung von RWE den
klimaschädlichen Kohle-Abbau des Unternehmens kritisiert. Henneberger ist
nach eigenen Angaben entschlossen, weiterhin öffentlich für die Aktionen
von Ende Gelände einzustehen.

Vom 19.-24. Juni ruft das Aktionsbündnis Ende Gelände zum sechsten Mal zu
massenhaften zivilen Ungehorsam im Rheinischen Braunkohlerevier auf.
Tausende Menschen aus ganz Europa werden erwartet, um für
Klimagerechtigkeit einzustehen.


Petition: 

https://weact.campact.de/petitions/jetzt-erst-grundrecht-rwe-darf-kohlekritiker-innen-nicht-mundtot-machen

Antwortvideo:

https://cloud.ende-gelaende.org/s/ZQgZZcjapddG3zY

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juni 2019 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





APPELL/150: Kein erneuter Krieg im Nahen Osten (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 16. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Kein erneuter Krieg im Nahen Osten

Vorwürfe gegen den Iran



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert die Bundesregierung auf,
sich dringend gemeinsam mit den anderen EU-Staaten für eine Deeskalation
zwischen den USA und dem Iran einzusetzen. Die Bundesregierung muss zudem
einer deutschen Beteiligung an einer Militärintervention gegen den Iran
eine unmissverständliche Absage erteilen. Der Ausstieg der USA aus dem
Atomabkommen, die US-Sanktionen sowie die massive US-Militärpräsenz am
Persischen Golf erhöhen die Gefahr einer militärischen Konfrontation.

Die Sorge vor einer kriegerischen Eskalation steigt zudem durch die
Angriffe auf Öltanker in der Straße von Hormuz letzte Woche. Susanne
Grabenhorst, Co-Vorsitzende der deutschen IPPNW, sagte dazu am Wochenende:
"Angesichts der Erfahrungen aus vergangenen Kriegen, unter anderem dem
Irakkrieg, müssen die von den USA und Großbritannien erhobenen
Anschuldigungen gegen den Iran durch die Vereinten Nationen unabhängig
überprüft werden. Wer auch immer für die Angriffe verantwortlich war - ein
erneuter Krieg im Nahen Osten kann nicht die Antwort sein."

Ein Militärschlag gegen den Iran hätte katastrophale Folgen für die
iranische Zivilbevölkerung. Die Nachbarländer, allen voran Saudi Arabien,
könnten rasch in einen solchen Krieg hineingezogen werden, wie auch die
ohnehin kriegsversehrten Länder Jemen, Syrien, Irak, in denen schiitische
und sunnitische Bevölkerungsgruppen leben. Nicht zuletzt bestünde die
Gefahr, dass auch andere Atomwaffenstaaten wie Russland, Israel,
Großbritannien oder Frankreich in einen solchen Krieg involviert wären.

"Statt Drohungen und militärischer Eskalation sind dringend Dialog und
Diplomatie notwendig. Die USA und der Iran müssen an den Verhandlungstisch
zurückkehren," so IPPNW Co-Vorsitzender Dr. Alex Rosen. "Deutschland sollte
sich im UN-Sicherheitsrat zudem für die Einberufung einer umfassenden
Konferenz zur Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittleren und Nahen Osten
(KSZMNO) unter Einbeziehung aller Staaten der Region einsetzen, angelehnt
an den KSZE-Prozess in Europa."

Die IPPNW Deutschland ruft in einer Social-Media-Aktion "Kein Krieg gegen
Iran!" dazu auf unter dem Hashtag #PeaceWithIran ein Zeichen für den
Frieden zu setzen! Weitere Informationen unter

www.ippnw.eu/en/peace4iran.html und auf der Facebookseite 

www.facebook.com/Peace4Iran

Das Netzwerk Friedenskooperative hat den Appell "Kein Krieg gegen Iran -
Verhandeln statt eskalieren!" initiiert mit bereits knapp 10.000
Unterzeichnern. 

https://www.friedenskooperative.de/kein-krieg-gegen-iran

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juni 2019 
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8672: Und morgen, den 17. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.06.2019 bis zum 18.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8672 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonne warm und Winde leicht,

und Jean-Luc wird es nicht schaden,

am Meerstrand, das Wasser seicht,

seinen Hinterfuß zu baden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9098: Aus aller Welt - 16.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Madagaskar: Regierungslager gewinnt Parlamentswahl

Bei der Parlamentswahl im ostafrikanischen Inselstaat Madagaskar
stellt die von Präsident Andry Rajoelina angeführte Koalition künftig
84 Abgeordnete in der 151sitzigen Nationalversammlung. Nur 16 Sitze
gehen einem Bericht des Deutschlandfunks zufolge an das Lager von
Oppositionsführer Marc Ravalomanana. Dessen Partei Tiako I
Madagasikara (TIM) monierte bereits Unregelmäßigkeiten bei der Wahl
und will das Ergebnis juristisch anfechten. Die Beteiligung an dem
Urnengang war sehr niedrig. Nur 31 Prozent der Wahlberechtigten gaben
ihre Stimme ab.

16. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9098: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Verdächtiger im Mordfall Lübcke in Kassel festgenommen

In Zusammenhang mit dem gewaltsamen Tod des nordhessischen
Regierungspräsidenten Walter Lübcke (CDU) hat die Polizei einen
Tatverdächtigen ermittelt. Wie die Staatsanwaltschaft Kassel
mitteilte, wurde der 45jährige am Sonntag in Untersuchungshaft
genommen. Die Festnahme erfolgte demnach aufgrund eines Treffers bei
den DNA-Spuren. Medienberichten zufolge soll der Verdächtige
Verbindungen zur rechten Szene unterhalten. Nach Informationen der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung stammt der Mann aus dem
rechtsextremen Milieu.

16. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9095: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Berlin genehmigte Rüstungsexporte für sunnitische Kriegsallianz

Trotz bestehender Exportbeschränkungen genehmigte die Bundesregierung
seit Jahresbeginn Kriegsgüter im Wert von rund 1,2 Milliarden Euro an
Saudi-Arabien und andere Länder, die im Jemen Krieg führen. Das geht
aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der
Grünen-Fraktion hervor. Der Grünen-Abgeordneten Omid Nouripour warf
der Regierung Wortbruch vor. Die Regierung halte sich nicht einmal an
ihre eigenen Vorgaben - weder an den Koalitionsvertrag noch an die
Rüstungsexportrichtlinien, kritisierte Sevim Dagdelen,
Fraktionsvizechefin der Linken im Bundestag.

16. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9097: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sozialer Wohnungsbau - Seehofer sieht Länder in der Pflicht

Trotz des wachsenden Bedarfs an Sozialwohnungen verharrt der Bau 
dieser Wohnungen auf einem niedrigen Niveau. Bauminister Horst
Seehofer macht dafür die Länder verantwortlich. Der Bund stelle den
Ländern für die soziale Wohnraumförderung milliardenschwere
Finanzhilfen zur Verfügung, erklärte der CSU-Politiker in Berlin.
Seehofer reagierte damit auf Kritik der Opposition, die dem Minister
schwere Versäumnisse vorwarf. Bei einem Bedarf von 80.000 neuen
Sozialwohnungen pro Jahr sei die Bilanz von 27.000 Wohnungen ein
Armutszeugnis für die große Koalition und Seehofer, sagte
Grünen-Politiker Chris Kühn.

16. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9096: Tragisches und Kurioses - 16.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Millionen Haushalte in Südamerika ohne Strom

Das argentinische Stromnetz ist am frühen Sonntagmorgen
zusammengebrochen und hat zu einem massiven Ausfall der
Stromversorgung im ganzen Land geführt. Davon betroffen ist auch das
Nachbarland Uruguay. Das teilte das Energieministerium in Buenos
Aires mit. Die Gründe der folgenschweren Störung sind demnach noch
unbekannt. Die argentinischen Energieversorger Edesur und Edenor
berichteten, daß auch in Teilen von Brasilien, Chile und Paraguay der
Strom ausgefallen sei.

16. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8181: Aus Forschung und Technik - 16.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bigelow Space Operations will Privatflüge zur ISS anbieten

Der US-Milliardär Robert Bigelow, Gründer der in Las Vegas (Nevda)
ansässigen Unternehmen Bigelow Space Operations und Bigelow
Aerospace, will in den Weltraumtourismus einsteigen und bis zu
30tägige Aufenthalte auf der Internationalen Raumstation ISS
anbieten. Für eine Reise zur Orbitalstation veranschlagt Bigelow
Space Operations 52 Millionen Dollar. Wie weiter aus einer Erklärung
der Firma hervorgeht, sollen die Privatastronauten mit den
Crewkapseln des kommerziellen US-Raumfahrtunternehmens SpaceX zur
ISS fliegen.

16. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8194: Aus aller Welt - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Blackout in Südamerika

In Argentinien, Uruguay sowie Teilen von Brasilien, Chile und
Paraguay ist am Sonntagmorgen (Ortszeit) der Strom ausgefallen.
Argentinien und Uruguay beziehen ihren Strom über ein gemeinsames
Netz vom Wasserkraftwerk Salto Grande. Der Blackout betraf das
gesamte Staatsgebiet Uruguays und mehrere Provinzen Argentiniens, so
der landeseigene Stromanbieter UTE. Das Energieunternehmen Edesur
Argentina meldete eine massive Störung im Stromnetz, deren Behebung
Stunden dauerte. Das argentinische Energieministerium geht den
Ursachen des Stromausfalls nach.

16. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8153: Medizin und Gesundheitswesen - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Ebola-Ausbruch im Kongo weiterhin kein internationaler Notfall

Obgleich der Ebola-Ausbruch in der Demokratischen Republik Kongo der
zweitschlimmste seit der Katastrophe von 2014/2015 ist, als allein in
den drei westafrikanischen Staaten Liberia, Guinea und Sierra Leone
mehr als 11.000 Menschen an dem hämorrhagischen Fieber starben, stuft
die Weltgesundheitsorganisation WHO ihn afp zufolge nicht als
internationale Bedrohung ein. Dabei infizierten sich im Kongo seit
vergangenem August mehr als 2000 Menschen mit dem Virus, von denen
mehr als 1400 Patienten starben. Inzwischen hat die Epidemie das
Nachbarland Uganda erreicht. Und es ist nicht abzusehen, daß der
Ausbruch in absehbarer Zeit unter Kontrolle kommt. Zu unübersichtlich
ist die Lage in dem vom Bürgerkrieg erschütterten Land.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8182: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Geringe Quote an Wiederrufen und Rücknahmen von Asylgenehmigungen

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) hat in den ersten
vier Monaten dieses Jahres die positiven Asylbescheide von 32.667
Menschen überprüft. 489 Bescheide wurden widerrufen, weil die
Voraussetzung zur Gewährung des Asylschutzes nicht gegeben waren. 114
Menschen verloren ihren Schutzstatus, weil sie in ihrem Antrag darauf
unzutreffende Angaben gemacht hatten. Mehr als 98 Prozent der
Asylanträge in den abgeschlossenen Widerrufs- und Rücknahmeverfahren
wurden bestätigt. Die Zahlen erfuhr die Bundestagsabgeordnete Luise
Amtsberg (Grüne) auf Anfrage bei der Bundesregierung. Ende April
waren noch mehr als 230.000 Widerrufsverfahren anhängig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8105: Sprache, Kunst und Medium - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Morschenicher Kirche entweiht und zum Abriß freigegeben

In der Kirche Sankt Lambertus in Morschenich wurde am Samstagabend der
letzte Gottesdienst abgehalten. Bevor die Abrißbirne kommt, mußte der
Sakralbau entweiht oder profanisiert werden, wie es heißt. Zusammen
mit der Ortschaft soll das Gebäude dem Braunkohletagebau im Dürener
Revier weichen, wie der WDR berichtete.

Zu dem letzten Gottesdienst waren mit rund 200 Gläubigen ungewöhnlich
viele Menschen erschienen, um Abschied von der Kirche zu nehmen.
Tatsächlich sind bereits 90 Prozent der Einwohner umgesiedelt. Von
denen waren etliche noch einmal nach Morschenich gekommen.

Vor der Kirche protestierte eine kleine Gruppe von Braunkohlegegnern, 
und auch während seiner Abschiedspredigt fand Heimatpfarrer Andreas 
Galbierz deutliche Worte. Der katholische Pfarrer sagte, er zweifele 
an der Menschlichkeit und der Moral der deutschen Politik. Die 
Menschen rund um die Tagebaue Hambach, Inden und Garzweiler seien zum 
Spielball der Politik geworden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8172: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Waffen für Kriegsallianz Saudi-Arabiens

Die Kriegsallianz von acht arabischen Ländern unter Führung
Saudi-Arabiens hat seit Anfang des Jahres 122 Waffenimporte aus
Deutschland im Umfang von 1,1 Milliarden Euro genehmigt bekommen.
Diese Länder benötigen das Kriegsgerät auch für ihre Interventionen
in den Bürgerkrieg im Jemen. Seit 2015 bekämpft dort die Allianz die
Huthi-Rebellen. Von den Exportgenehmigungen berichtete das
Wirtschaftsministerium dem Bundestagsabgeordneten Omid Nouripour
(Grüne) auf Anfrage.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8186: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel befürwortet Steigerung des Wehretats

Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärt in ihrer aktuellen
Videobotschaft an die Bevölkerung, daß die Bundeswehr über viele
Jahre nicht ausreichend mit Mitteln versorgt wurde, weswegen die
Bundesregierung seit einigen Jahren den Wehretat gesteigert hat und
dies auch im nächsten Jahr tun wird. Der Wehretat 2020 ist um zwei
Milliarden Euro umfangreicher als der für das laufende Jahr. Mit dem
zusätzlichen Geld soll laut Merkel angesichts neuer Aufgaben der
Bundeswehr mehr modernes Material angeschafft werden. Der Wehretat
2020 wird einen Umfang von 45,1 Milliarden Euro und damit von 1,37 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8155: Tragisches und Kurioses - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Einbrecher unterschätzten elfjährigen Jungen

In Mebane im US-Staat North Carolina hat ein elfjähriger Junge ein
Einbrecher-Trio aus seinem Elternhaus vertrieben. Medienberichten
zufolge war ein Neunzehnjähriger zusammen mit zwei Kumpanen in das
Haus des Jungen eingedrungen, der allein war.

Laut ZDF heute bedrohte der Anführer den Jungen mit seiner
vorgehaltenen Luftdruckpistole und sperrte ihn in einen
Kleiderschrank. Doch der Junge brach aus seinem Gefängnis aus und
stürzte sich auf die Eindringlinge. Dabei brachte er seinem Gegner mit
einer scharfen Machete eine Wunde am Hinterkopf bei. Das reichte dem
Trio, es ergriff die Flucht.

Später wurde der Hauptverdächtige von der Polizei festgenommen, als er
die Schnittwunde in einem Krankenhaus behandeln ließ.

Dem Sheriff der Ortschaft imponierte die entschlossene Gegenwehr des
Knaben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8183: Arbeit, Soziales und Familie - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Sternfahrt der Radler in Hamburg

An der diesjährigen Sternfahrt von Radlern in Hamburg haben sich nach
Angaben des Aktionsbündnisses "Mobil ohne Auto" rund 30.000 Menschen
beteiligt. Sie waren an über 80 Sammelpunkten innerhalb und
außerhalb der Stadt gestartet und auf insgesamt 22 Routen zum
Rathausmarkt in der Innenstadt geradelt. Mit der Aktion
demonstrierten sie dafür, Hamburg in eine Fahrradstadt mit sauberer
Luft, weniger Lärm und mithin mehr Lebensqualität zu verwandeln. Dem
Aktionsbündnis gehören unter anderem der Allgemeine Deutsche
Fahrrad-Club (ADFC), der Naturschutzbund (NABU), der Bund für Umwelt-
und Naturschutz (BUND), das Umwelthaus am Schüberg und der
Verkehrsclub Deutschland (VCD) an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8164: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Bauernverband kritisiert schärfere Düngeregeln

Die Qualität von Trinkwasser ist lebenswichtig. Trotzdem stößt die
Einigung der Bundesregierung auf schärfere Düngeregeln zum besseren
Schutz des Grundwassers beim Deutschen Bauernverband (DBV) auf
Kritik. Wie aus einer afp-Meldung hervorgeht, warnte DBV-Präsident
Joachim Rukwied, daß diese weitreichenden Vorgaben viele Betriebe vor
nicht lösbare Aufgaben stellen und betriebliche Existenzen aufs Spiel
setzen. Dabei ist Rukwied insbesondere die pauschale Kürzung der
Düngung um 20 Prozent in nitratsensiblen Gebieten ein Dorn im Auge.
Seiner Ansicht nach werde dadurch das Grundprinzip der Bedarfsdeckung
landwirtschaftlicher Kulturen mit Nährstoffen verlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8171: Märkte und Finanzen - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Indien erhöht Zölle auf eine Reihe von Importprodukten aus den USA

Indien erhebt seit Sonntag auf 28 Produkte aus den USA erhöhte
Einfuhrzölle. Unter anderem sind die zusätzlichen Abgaben auf
importierte Mandeln, Walnüsse und Äpfel fällig. Indien ist dafür
einer der größten Abnehmer der USA. Die Importabgabe für Walnüsse
wurde von 30 auf 120 Prozent erhöht, für Äpfel, Kichererbsen und
Linsen sind 70 Prozent fällig. Die indische Regierung hatte die
Sonderzölle bereits im vergangenen Jahr angekündigt, nachdem die USA
unter Präsident Trump die Importzölle auf Stahl und Aluminium aus
Indien erhöht hatte. Offiziell gibt es keinen Hinweis darauf, daß
die aktuelle Erhöhung der Zölle etwas damit zu tun hat, daß Trump
Anfang des Monats die Vergünstigungen Indiens im Handel mit den USA
gestrichen hatte. Bis dahin konnte Indien Waren im Wert von 5,6
Milliarden Dollar zollfrei in die USA exportieren.

16. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8187: Aus Forschung und Technik - 16.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Anbieter von E-Scootern wollen loslegen

Es ist soweit. Nachdem seit Samstag die Verordnung zur Freigabe des
Betriebes von Elektrorollern in Deutschland in Kraft trat, wollen die
Anbieter von E-Scootern laut afp in den nächsten Tagen loslegen. Für
die Fahrt mit dem Elektroroller sieht die Verordnung ein Mindestalter
von 14 Jahren und eine Höchstgeschwindigkeit von 20 Stundenkilometern
vor. Sie dürfen nur auf Radwegen oder Straßen, wo es keinen
Radstreifen gibt, benutzt werden. Gehwege bleiben aus Rücksicht auf
die Sicherheit von Fußgängern tabu.

16. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1871: Regierungspressekonferenz vom 14. Juni 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 14. Juni 2019

Regierungspressekonferenz vom 14. Juni 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (10. Zukunftsgespräch in Schloss
Meseberg, Empfang des ukrainischen Staatspräsidenten, Kabinettssitzung,
Besuch der Stadt Goslar, Konferenz "Morals and Machines", Europäischer Rat
in Brüssel, Deutscher Evangelischer Kirchentag in Dortmund), Lage im
Iran/Angriffe auf Tanker im Golf von Oman, Kerosinsteuer, Kauf russischer
Abwehrraketen durch die Türkei, mögliche Pläne der Entsendung eines
Schiffes der Bundesmarine in die Straße zwischen Taiwan und China,
Aussetzung des INF-Vertrags durch Russland, Reform der Grundsteuer,
Untersuchungen der Deutsche Bahn AG zu Beraterverträgen


Sprecher: SRSin Demmer, Burger (AA), Kalwey (BMF), Fähnrich (BMVg),
Friedrich (BMVI)



Vors. Buschow eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Die Bundeskanzlerin hat die Sozialpartner für Montag, den 17.
Juni, zum 10. Zukunftsgespräch nach Schloss Meseberg eingeladen. Thema des
diesjährigen Zukunftsgesprächs ist die künstliche Intelligenz und die
Auswirkungen auf Unternehmens- und Arbeitsprozesse. KI-Anwendungen haben
großes Potenzial für die Wertschöpfung in Deutschland sowie die Gestaltung
von Arbeitsorganisation und Arbeitsbeziehungen. Ziel der KI-Strategie der
Bundesregierung ist es, "KI made in Germany" zu einem internationalen
Gütezeichen für moderne, wettbewerbsfähige, sichere und
gemeinwohlorientierte KI-Anwendungen auf Basis unseres europäischen
Wertekanons zu machen.

Seitens der Bundesregierung werden neben der Bundeskanzlerin die
Bundesministerinnen und -minister Scholz, Seehofer, Altmaier, Barley, Heil,
Spahn, Karliczek und Braun teilnehmen. Seitens der Sozialpartner werden die
Präsidenten von BDI, DIHK und ZDH dabei sein sowie die Vorsitzenden der
Gewerkschaften DGB, IG Metall, ver.di und dbb.

Die Veranstaltung wird um 15.30 Uhr mit einem Pressestatement der
Bundeskanzlerin und des Bundesfinanzministers beginnen. Um 18.40 Uhr gibt
es dann eine abschließende Pressekonferenz der Bundeskanzlerin, des
Bundesfinanzministers, des DGB-Vorsitzenden Hoffmann und des 
DIHK-Präsidenten Schweitzer.

Am Dienstag, den 18. Juni, um 12.30 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin den
neuen Staatspräsidenten der Ukraine, Selensky, mit militärischen Ehren im
Bundeskanzleramt. Bei einem Arbeitsmittagessen wollen sich die beiden
Politiker über die bilateralen Beziehungen, den Stand der Umsetzung der
Minsker Vereinbarungen zur Beilegung des Konflikts in der Ostukraine und
über den ukrainischen Reformprozess austauschen. Im Anschluss an das
Gespräch gibt es dann eine Pressekonferenz um 13.45 Uhr.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr tagt, wie üblich, das Kabinett unter der Leitung
der Bundeskanzlerin.

Am Mittwochnachmittag besucht die Kanzlerin ab 14 Uhr die Stadt Goslar. Sie
wird dort begrüßt durch den Oberbürgermeister der Stadt, Oliver Junk, den
Leiter des Museums Weltkulturerbe Rammelsberg sowie Bundesminister a.D.
Sigmar Gabriel, der Ehrenbürger der Stadt Goslar ist.

Bei einem gemeinsamen Rundgang wird die Kanzlerin die Museumsanlage des
ehemaligen Bergwerks und heutigen Weltkulturerbes besichtigen sowie
anschließend Gelegenheit haben, in der Werkstatt beziehungsweise
Schlosserei die Generalprobe des Theaterstücks "The Addams Family"
anzusehen

Im Anschluss geht es zur Kaiserpfalz. Dort ist für 15.15 Uhr eine
Podiumsdiskussion mit Schülerinnen und Schülern aus Goslar geplant. Dabei
wird es um die Themen Umwelt, Klimaschutz, digitale Infrastruktur,
Urheberrechte, öffentliche Verkehrsanbindung im ländlichen Raum und
Migration gehen.

Nach einem Stadtrundgang durch Goslar wird die Bundeskanzlerin an einem
Empfang der Stadt teilnehmen und sich dann in das Goldene Buch eintragen.
Die Abreise ist für 17.34 Uhr geplant.

Das Magazin "ada" lädt am Abend des 19. Juni zur Konferenz "Morals and
Machines" in die Frauenkirche in Dresden ein. Vertreter aus Wirtschaft,
Wissenschaft und Politik diskutieren auf der Konferenz über die ethischen
Aspekte des technologischen Wandels. Die Bundeskanzlerin nimmt dort gegen
19.30 Uhr an einem Gespräch mit der Herausgeberin der "Wirtschaftswoche",
Miriam Meckel, teil. Die Veranstaltung steht in diesem Jahr unter dem Motto
"Brücken bauen - Kann KI die Menschheit retten?". Im letzten Jahr fand die
erste Konferenz dieser Art in Berlin statt.

Am Donnerstag, den 20., und Freitag, den 21. Juni, treffen sich die Staats-
und Regierungschefs der EU in Brüssel zum Europäischen Rat. Der Europäische
Rat startet, wie üblich, am Donnerstagnachmittag mit einem Zusammentreffen
der Mitglieder des Europäischen Rates und dem Präsidenten des Europäischen
Parlaments, Tajani.

Am Donnerstag geht es beim Europäischen Rat darum, wichtige Weichen für den
nächsten institutionellen Zyklus der EU zu stellen. Die Staats- und
Regierungschefs werden zunächst die strategische Agenda für den Zeitraum
2019 bis 2024 diskutieren, die die allgemeinen politischen
Zielvorstellungen und Prioritäten der EU für die nächsten fünf Jahre
festlegen soll.

Zudem befasst sich der Europäische Rat erneut mit dem Zeitplan für den
mehrjährigen Finanzrahmen von 2021 bis 2027. Dabei geht es um die
Finanzausstattung des EU-Haushalts und seiner einzelnen Politikfelder für
die nächsten sieben Jahre ab 2021. Der Rat hatte sich im Dezember darauf
verständigt, bis zum Herbst 2019 zu einer Einigung zu kommen. In diesem Rat
stehen also noch keine Ergebnisse an, aber man befasst sich mit dem Thema.

Darüber hinaus befassen sich die Staats- und Regierungschefs mit dem
Klimawandel, und zwar vor allem mit dem weiteren Vorgehen, um die
Klimalangfriststrategie der EU bis Anfang 2020 zu verabschieden.

Im Rückblick auf die Europawahlen wird der Rat zudem den Bericht des
rumänischen Vorsitzes, der Europäischen Kommission und der Hohen
Vertreterin zu Desinformation und Wahlen zur Kenntnis nehmen.

Man wird sich auch mit spezifisch außenpolitischen Fragen befassen, unter
anderem mit der Lage in der Ukraine und den Sanktionen gegen Russland.

Ein wichtiges Thema dieses Europäischen Rates wird natürlich auch die die
Frage der Besetzung der Spitzenposten in den EU-Institutionen sein. Die
Staats- und Regierungschefs werden diese Frage besprechen.

Am Freitag treffen sich die Staats- und Regierungschefs von 27
Mitgliedstaaten ohne Großbritannien noch zu einem Eurogipfel. Anlass ist
das Mandat vom Dezember 2018, an die Eurogruppe bis Juni Eckpunkte für ein
Eurozonen-Haushaltsinstrument auszubreiten, die Umsetzung der ESM-Eckpunkte
in die Vertragstexte vorzunehmen und zur Bankenunion zu berichten. Dazu
wird Eurogruppenpräsident Centeno zum Stand der Arbeiten nach der gestrigen
Eurogruppe berichten.

Wir bieten am Mittwoch nächster Woche im Anschluss an die
Regierungspressekonferenz hier das übliche Briefing zum Europäischen Rat
mit Herrn Corsepius an.

Am Samstag, den 22. Juni, wird die Bundeskanzlerin von 11 bis 13 Uhr am
Deutschen Evangelischen Kirchentag in Dortmund teilnehmen. Die
Bundeskanzlerin wird eine Rede halten und anschließend ein Podiumsgespräch
zum Thema "Vertrauen als Grundlage internationaler Politik?" führen.
Gesprächspartnerin wird die ehemalige Staatspräsidentin Liberias und
Friedensnobelpreisträgerin Ellen Johnson-Sirleaf sein. Die Bundeskanzlerin
und Ellen Johnson-Sirleaf werden auch Fragen aus dem Publikum beantworten.

Frage (zum Empfang des ukrainischen Staatspräsidenten): Der ukrainische
Präsident Selensky möchte, dass man wieder im Normandie-Format tagt. Er
erhofft sich demnächst eine Sitzung. Wie sieht Berlin da die Aussichten?

SRSin Demmer: Sie wissen ja, wie wichtig uns der Minsk-Prozess ist. Im
Rahmen des Normandie-Formats gibt es auf Arbeitsebene ohnehin eine ständige
Zusammenarbeit. Über konkrete Termine auf Spitzenebene kann ich Ihnen hier
und jetzt noch nichts berichten.

Zusatzfrage: Außenminister Maas war bereits in der Ukraine. Damals hat er
gesagt, dass Nord Stream 2 bei seinem Gespräch mit Selensky kein Thema
gewesen sei. Wird die Bundeskanzlerin das vielleicht mit dem neuen
ukrainischen Präsidenten besprechen?

SRSin Demmer: Ich kann jetzt naturgemäß dem Gespräch nicht vorgreifen. Sie
kennen unsere Haltung zu Nord Stream und zu der Rolle, die auch die Ukraine
da spielt. Daran hat sich nichts geändert. Über das, was in dem Gespräch
zwischen Selensky und der Kanzlerin besprochen werden wird, kann ich Ihnen
hier jetzt keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Wie reagiert die Bundesregierung auf Vorschläge gegenüber
Deutschland, die Sanktionen gegen Russland aufzuheben?

SRSin Demmer: Auch dazu kennen Sie unsere Haltung, und auch daran hat sich
nichts verändert. Die von der EU gegen Russland verhängten Maßnahmen wurden
einstimmig beschlossen. Die können natürlich situativ angepasst werden,
aber auch nur einstimmig. So ist das zuletzt nach dem eskalierenden
Vorgehen Russlands in der Meerenge von Kertsch passiert. Die Sanktionen
gegen Russland sind Konsequenz aus dem außenpolitischen Verhalten
Russlands. Russland hat mit der Annexion der Krim 2014 Völkerrecht
gebrochen. Gleichzeitig unterstützt Russland den Kampf der mit russischer
Hilfe schwer bewaffneten Separatisten gegen die Ukraine. Seitdem hat sich
das russische Vorgehen nicht wirklich zum Positiven verändert. Trotzdem
gilt für uns natürlich, dass wir im Übrigen im Dialog mit Russland stehen
und jenseits der sanktionsbewehrten Geschäftsfelder auch
Wirtschaftskooperationen wollen und fördern.

Frage (zum Europäischen Rat in Brüssel): Frau Demmer, Sie sagten eben etwas
zu den Sanktionen. Ihre Position ist einleuchtend. Soweit ich weiß, haben
sich die EU-Staaten bereits auf die Verlängerung der Sanktionen um ein Jahr
verständigt. Wird es dazu noch eine Aussprache bei dem Gipfel geben, oder
wird das einfach kommentarlos beschlossen?

SRSin Demmer: Die nächste Verlängerung steht im Juli an. Das wird, wie ich
hier vorgetragen habe, Thema auf dem anstehenden Gipfel sein. Aber in
welcher Form genau, das kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Frau Demmer, Sie hatten gesagt, dass man auch über die EU-Posten
sprechen wird. Sehen Sie denn Chancen, dass man schon bei dem kommenden
Gipfel Fortschritte macht oder sogar zu einer Einigung kommt, oder würden
Sie sagen, das zieht sich doch noch über die Sommerpause hinweg?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen jetzt über Zeitpläne nichts sagen. Aber wie
die Kanzlerin auch gesagt hat: Es kommt jetzt darauf an, Handlungsfähigkeit
zu beweisen.

Frage: Mich würde interessieren, wie die Bundesregierung die Lage im Iran
einschätzt und ob sie selbst aktiv wird, gerade was die Aufklärung dieses
Falles, nämlich der Angriffe von Tankern im Golf von Oman, angeht.

SRSin Demmer: Der Außenminister hat sich ja schon geäußert. Das sind
außerordentlich besorgniserregende Nachrichten. Es gilt, jede Entwicklung,
welche die ohnehin schon angespannte Lage in der Region jetzt noch weiter
zuspitzt, zu vermeiden. Wir dürfen auf keinen Fall in eine
Eskalationsspirale hineingeraten. Sabotageakte gegen oder Angriffe auf
Handelsschiffe stellen eine Bedrohung für die internationale Schifffahrt
sowie insgesamt für die regionale Sicherheit vor Ort dar. Darüber hinaus
können die wirtschaftlichen und auch ökologischen Folgen gravierend sein.
Wichtig ist jetzt, die Hintergründe der Vorfälle weiter eingehend zu
untersuchen. Wir brauchen Aufklärung. Dazu stehen wir mit allen unseren
Partnern im Kontakt.

Burger: Ich darf noch ergänzen, dass die Lage in der Region gestern auch
Gegenstand einer offenen Aussprache im Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen war, in der sich eine überwiegende Mehrheit der Mitglieder in dem
Sinne geäußert hat, dass es in dieser angespannten Lage Deeskalation und
Dialog braucht. In diesem Sinne hat sich auch der Generalsekretär der
Vereinten Nationen gestern in New York geäußert.

Frage: Frau Demmer oder Herr Burger, hat die Bundesregierung irgendwelche
eigenen Erkenntnisse über die Urheber dieser mutmaßlichen Angriffe? Wird
der Angriff auf das Schiff einer deutschen Reederei als Angriff auf ein
deutsches Schiff - ich glaube, der Besitz ist ein bisschen verschachtelt -
gewertet?

SRSin Demmer: Ich kann nur wiederholen: Die Bundesregierung verurteilt die
Anschläge auf den freien Schiffsverkehr im Golf von Oman auf das Schärfste.
Wir bemühen uns um Aufklärung und stehen dazu in Kontakt mit allen unseren
Partnern.

Zusatzfrage: Haben Sie oder haben Sie nicht eigene Informationen? War das
ein Angriff auf ein deutsches Schiff?

SRSin Demmer: Ich kann mich jetzt hier nicht zum internationalen Seerecht
äußern. Die Sachlage, der Sachverhalt ist ja bekannt. Ich werde den jetzt
darüber hinausgehend nicht interpretieren. Aber wir verurteilen
selbstverständlich einen Angriff auf alle Handelsschiffe. Was den Stand der
Aufklärung betrifft, habe ich dazu jetzt das gesagt, was ich dazu sagen
kann. Der Sachverhalt ist komplex.

Burger: Ich kann auch nur bestätigen, dass wir in Kontakt mit unseren
Partnern sind, sowohl was die Bewertung der Lage als auch was mögliche
Schritte zur Deeskalation angeht. Sie wissen, Außenminister Maas war in den
vergangenen Tagen selbst in der Region. Er hat heute Morgen auch mit seinem
französischen Amtskollegen Jean-Yves Le Drian darüber telefonisch beraten.
Diesen Austausch führen wir natürlich auch in New York und Brüssel weiter.
Sicherlich wird sich auch der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen weiter
mit dieser Lage befassen. Aber auch ich kann Ihnen zum derzeitigen
Zeitpunkt und von dieser Stelle jetzt keine weiteren Erkenntnisse
berichten.

SRSin Demmer: Was ich sagen kann, ist: Wir haben über die Urheberschaft
keine eigenen Erkenntnisse.

Frage: Sind denn vielleicht irgendwelche diplomatischen Initiativen
geplant, um die Situation zu entschärfen? Sie haben ja gesagt, Sie stünden
im Kontakt mit Ihren Partnern, und haben auch das Telefonat von Herrn
Außenminister Maas mit seinem französischen Amtskollegen erwähnt. Gab es
denn auch einen Kontakt zu Pompeo in den USA beziehungsweise zum iranischen
Außenminister? Herr Burger oder Frau Demmer, hatte Frau Merkel in dieser
Krise bereits Kontakt zu Präsident Trump oder zum iranischen Staatschef?

Burger: Natürlich gehen die Bemühungen für eine Deeskalation, die
Außenminister Maas persönlich letzte Woche in der Region vor Ort
unternommen hat, jetzt weiter. Sie haben vielleicht gehört, dass der
Politische Direktor des Auswärtigen Amtes nach der Reise von Außenminister
Maas nach Teheran im Anschluss in Washington zu Gesprächen war. Es gibt
weiterhin einen engen Austausch auch mit den amerikanischen Partnern.

SRSin Demmer: Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer oder Herrn Burger. In Bezug auf
die einseitige Aussage der USA durch Präsident Trump hat Ajatollah Khamenei
gestern eine Vermittlung abgelehnt. Er hat gesagt, der Iran vertraue den
USA nicht. Wie beurteilt die Bundesregierung diese Haltung Irans und die
Aussage von Ajatollah Khamenei?

SRSin Demmer: Ich möchte jetzt einzelne Aussagen nicht kommentieren, kann
aber gerne noch einmal die Haltung der Bundesregierung bekräftigen, die
ganz eindeutig ist. Die Bundeskanzlerin hat diese auch noch einmal am Rande
des informellen Rates in Sibiu ausführlich dargelegt. Sie hat darauf
hingewiesen, dass es natürlich eine ganze Reihe von problematischen Feldern
gibt, in denen wir im Gegensatz zum Iran stehen. Aber sie hat auch
bekräftigt, dass ein Erhalt des Nuklearabkommens weiter in unserem
europäischen Interesse ist.

Zusatzfrage: Kann das Außenministerium in Bezug auf die Vermittlungsrolle
von Japan noch etwas sagen?

Burger: Ich kann nur das bekräftigen, was Frau Demmer gerade gesagt hat.
Ich möchte gerne das wiederholen, was wir hier letzte Woche gesagt haben,
auch zu der Reise des Außenministers nach Teheran: Unsere Rolle ist nicht
die eines Vermittlers, sondern wir stehen ganz klar auf einer Seite,
nämlich auf der Seite der Nuklearvereinbarung. Wir möchten gerne, dass sie
erhalten bleibt. Dafür setzen wir uns ein. Das ist auch das, was wir von
Iran erwarten.

Frage: Ich würde gerne die Frage des Kollegen aufgreifen. Es muss doch für
die Bundesregierung einen Unterschied machen, wenn ein Schiff attackiert
wird, das einer deutschen Reederei gehört. Macht das überhaupt keinen
Unterschied? Sie sprechen allgemein von einer komplexen Situation. Ich
finde, das ist eine sehr harmlose Reaktion.

SRSin Demmer: Das ist jetzt Ihre Interpretation. Wir haben hier ja sehr
deutliche Worte für die Situation gefunden. Ich habe davon gesprochen, dass
es um außerordentlich besorgniserregende Nachrichten geht und dass es uns
sehr wichtig ist, dass die Anschläge auf Schiffe im Persischen Golf
aufgeklärt werden. Natürlich geht es hier um die Aufklärung aller
Anschläge. Ich werde jetzt hier keine Bewertung einzelner Schiffe
vornehmen.

Burger: Ich kann vielleicht noch ergänzen. Der Kollege hatte ja schon
darauf hingewiesen, dass die nationale Zuordnung etwas kompliziert ist.
Nichtsdestotrotz sind wir auch in Kontakt mit der Reederei. Das ändert aber
überhaupt nichts an der politischen Bewertung, wie Frau Demmer dies eben
vorgetragen hat. Jeder Angriff auf Schiffe stellt eine Gefahr für die
internationale Schifffahrt und auch eine Gefährdung des Friedens dar.

SRSin Demmer: Dem, wie Sie das jetzt interpretiert haben, möchte ich
wirklich massiv entgegentreten.

Frage: Frau Demmer, Sie haben jetzt mehrfach von Anschlägen gesprochen.
Steht denn das fest? Es gibt nämlich jetzt auch schon andere
Interpretationen. Sind das also nach den Erkenntnissen der Bundesregierung
tatsächlich Anschläge auf dieses Schiff?

Burger: Sehen Sie es uns nach: Ich habe von dieser Stelle zu diesem
Zeitpunkt wirklich keine Erkenntnisse über das bisher bekannt Gewordene
hinaus.

Zusatzfrage: Ist das ein Anschlag, ja oder nein? Wissen Sie es, oder wissen
Sie es auch nicht?

SRSin Demmer: Ich stehe jetzt zu den Formulierungen, die ich hier gewählt
habe.

Burger: Sie können ja nachlesen, was der Außenminister gestern geäußert
hat. Er hat von Berichten über Angriffe auf zwei Tanker im Golf von Oman
gesprochen.

Frage: Nächste Woche findet in Den Haag eine Konferenz zum Thema
Kerosinsteuer, Flugsteuer generell, also auch Mehrwertsteuer auf
Flugtickets innerhalb Europas, statt. Ich würde ganz gerne von der
Bundesregierung wissen, welche Position sie zu diesem Thema hat.
Befürwortet man solche Besteuerungen, wie es sie in anderen Ländern - wie
in den USA - auch gibt?

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, ist die Bundesregierung zum Thema Klima,
Klimaschutzgesetz insgesamt im Gespräch; das ist sicherlich ein Teil davon.
Die Kerosinsteuer wird gerade auf europäischer Ebene verhandelt. Mir ist da
der jüngste Stand nicht bekannt. Aber vielleicht kann da das
Finanzministerium einspringen.

Kalwey: Ich kann Ihnen jetzt keinen aktuellen Sachstand zu den
Verhandlungen geben. Ich kann aber gerne einmal bei den Kollegen nachhören.
Wenn es etwas gibt, dann liefere ich es gerne nach.

Ansonsten kann ich mich dem Gesagten nur anschließen. Es gibt verschiedene
Vorschläge zum Bereich Klimaschutz. Das ist ein wichtiges Thema der
Bundesregierung. Die verschiedenen Vorschläge, wie man die Klimaziele
einhalten kann, werden zurzeit im Klimaschutzkabinett diskutiert. Dabei hat
man das Ziel, ein klares und wirksames Gesamtpaket zu erarbeiten.

Zusatzfrage: Mich interessiert das wirklich. Ich weiß, dass innerhalb der
Bundesregierung verhandelt wird. Aber es muss ja im Moment eine Position zu
diesem Thema geben.

Kalwey: Wie gesagt: Man tauscht sich über alle möglichen Vorschläge im
Klimakabinett aus. Mehr kann ich Ihnen jetzt von dieser Stelle aus nicht
dazu sagen.

Frage: Frau Demmer beziehungsweise Herr Burger, es geht um den Kauf
russischer Abwehrraketen durch die Türkei. Der türkische Staatspräsident
spricht ja von einem abgeschlossenen Deal. Inwieweit beobachtet die
Bundesregierung diese Entwicklung, beziehungsweise wie bewerten Sie, dass
ein Nato-Partner quasi Material aus Russland kauft und dabei auf
Widerspruch der USA stößt?

SRSin Demmer: Wir verfolgen diese Frage sehr aufmerksam. Herr Seibert hat
sich an dieser Stelle auch schon zu diesem Thema geäußert. Die Absicht der
türkischen Regierung, ein russisches Flugabwehrsystem anzuschaffen, ist
innerhalb der Allianz ein fortlaufend und sehr kontrovers diskutiertes
Thema. Für die Nato ist die Interoperabilität der Streitkräfte aller
Alliierten natürlich von großer Bedeutung. Daher stellen sich bei der
Anschaffung eines russischen Systems schwierige Fragen, die in den
zuständigen Gremien intensiv diskutiert werden. Hinzu kommt, dass aufgrund
der USA-Sanktionsgesetzgebung gegen Russland die Einführung dieses Systems
in der Türkei auch entsprechende Sanktionen der USA auslösen kann. Dies
kann weder im Interesse der Türkei noch im Interesse der Nato sein.

Burger: Ich kann noch hinzufügen, dass das auch Thema bei einem Gespräch
war, das Außenminister Maas mit seinem türkischen Amtskollegen auf dem 
Nato-Außenministertreffen Anfang April in Washington geführt hat.

Zusatzfrage: Aber jetzt ist ja quasi Vollzug von der türkischen Seite
gemeldet worden und nicht die Absicht.

SRSin Demmer: Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die Türkei ihre
Entscheidung vor dem Hintergrund ihrer Stellung im transatlantischen
Bündnis noch einmal erneut überprüfen würde.

Frage: Ich weiß nicht, ob das Außenministerium oder das
Verteidigungsministerium dazu etwas weiß. Es gibt Berichte darüber, dass es
angeblich Pläne gebe, ein Schiff der Bundesmarine in die Straße zwischen
Taiwan und China zu entsenden. Ist an diesen Berichten irgendetwas dran
und, wenn ja, in welchem Zusammenhang?

Burger: Ich habe dazu keine aktuellen Erkenntnisse.

Fähnrich: Die Berichterstattung basiert, glaube ich, auf einem Bericht von
der letzten Woche. Die haben wir zur Kenntnis genommen. Was wir dazu sagen
können, ist: Derzeit gibt es weder konkrete Pläne bezüglich einer
Entsendung eines Marineschiffs in diese Weltgegend, geschweige denn eine
Entscheidung über ein solches Vorhaben.

Zusatzfrage: Das wäre ja etwas nach dem Muster, was die US-Marine
respektive auch die französische Marine gemacht hat. Das wird dann
natürlich von chinesischer Seite stets als Provokation empfunden. Ist das
vor diesem Hintergrund überhaupt eine Diskussion, oder kommt diese ganze
Vorstellung aus dem luftleeren Raum?

Fähnrich: Ich weiß nicht, vor welchem Hintergrund oder mit welcher
Intention diese Diskussion kommt. Ich habe den aktuellen Stand mitgeteilt,
den wir haben. Wichtig ist uns - das hat auch schon in dem Weißbuch der
Bundesregierung seinen Niederschlag gefunden -, dass die Nutzung der
Handelswege, die unbeschränkte Nutzung der hohen See ein hohes und
wichtiges Gut ist und dass daran auch die Marine ihren Anteil leistet. Aber
den derzeitigen Stand zu Ihrer Frage habe ich Ihnen gesagt.

Burger: Ich kann noch ergänzen, dass wir ganz grundsätzlich, auch bezogen
auf die Situation im Südchinesischen Meer, von allen Anrainerstaaten die
Einhaltung des internationalen Rechts und die Einhaltung der dazu
bestehenden Abkommen fordern.

Frage : Ich hätte gerne einen Kommentar der Bundesregierung zu der
Entscheidung des russischen Präsidenten, jetzt auch ganz offiziell aus dem
INF-Vertrag auszusteigen, also sogar vor dem 2. August, an dem, glaube ich,
die Frist endete.

Burger: Ich bin mir jetzt, ehrlich gesagt, nicht sicher, auf welche
Kommunikation Sie sich genau beziehen.

Zusatz: Ich beziehe mich auf den Gesetzentwurf des Präsidenten, der nächste
Woche durch das Parlament geht.

Burger: Ich glaube, unsere grundsätzliche Haltung zum INF-Vertrag haben wir
hier immer wieder sehr deutlich gemacht. Wir sind der Meinung, dass der 
INF-Vertrag eine ganz wichtige Errungenschaft der europäischen
Rüstungskontrollarchitektur ist. Wir haben sehr bedauert, dass Russland
bisher keine Schritte unternommen hat, um die aus unserer Sicht begründeten
Zweifel an seiner Vertragstreue auszuräumen. Wie gesagt: Wir haben sehr
dafür geworben und plädiert, dass Russland das Notwendige tut, um den 
INF-Vertrag zu erhalten. Vor dieser Haltung beurteilen wir auch alle weiteren
Schritte.

Zusatzfrage: Gibt es im Auswärtigen Amt oder wo auch immer in der
Bundesregierung einen Plan, was nach dem Ende des Vertrages zu machen ist?
Sie hatten ja mindestens ein halbes Jahr Zeit.

Burger: Der Außenminister hat im Prinzip seit Ende des letzten Jahres eine
ganze Reihe von Initiativen gestartet, um das Thema Rüstungskontrolle und
Abrüstung wieder auf die internationale Agenda zu setzen, sowohl im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen als auch im Rahmen einer Konferenz
hier in Berlin im Auswärtigen Amt, bei der es insbesondere um das Thema
neuartiger Waffentechnologien ging. Insofern ist unser Interesse und unser
Anliegen, alles zu tun, um die internationale Rüstungskontrollarchitektur
zu stärken. Das betrifft natürlich auch, aber nicht nur die Waffensysteme,
die bisher vom INF-Vertrag berührt sind.

Zusatzfrage: Der Außenminister ist definitiv dagegen, dass neue
amerikanische Raketen in Europa aufgestellt werden, egal, ob konventionelle
oder atomare. Die Verteidigungsministerin lässt diesbezüglich ihre Position
offen. Ich möchte das Auswärtige Amt und das Verteidigungsministerium
fragen, wie sie zu der Option stehen, in Europa neue amerikanische Raketen
zu stationieren, egal welche.

Burger: Mir ist überhaupt keine derartige amerikanische Absicht bekannt.
Deswegen werde ich darüber jetzt auch nicht spekulieren.

Fähnrich: Dem habe ich auch nichts hinzuzufügen.

SRSin Demmer: Ich kann noch einmal darauf hinweisen, dass 
Nato-Generalsekretär Stoltenberg mehrfach gesagt hat, dass die Nato keine Pläne
zur Stationierung nuklear bestückter Mittelstreckenwaffen in Europa hat.

Frage: Ich möchte gerne vom Finanzministerium etwas wissen. Frau Kalwey, es
gibt neue Bewegungen beim Thema Grundsteuer und eine mögliche Einigung
zwischen dem BMF und vor allem Bayern, was ja sozusagen als Sprachführer
der Unionsseite auftritt. Können Sie sagen, wie der Stand der Dinge
diesbezüglich ist?

Kalwey: Ich kann Ihnen dazu eigentlich nur sagen, dass die Gespräche
darüber noch laufen und es keinen neuen Stand gibt.

Zusatzfrage: Gibt es denn heute oder in Kürze etwas zu berichten oder über
etwas zu informieren? Ich frage das mit Blick darauf, dass es heute Morgen
hieß, es gebe noch keine Einigung - das hieß es sowohl von Herrn Schneider
aus der SPD als auch von Herrn Brinkhaus von der Union -, sich aber
gleichzeitig das hartnäckige Gerücht hält, es könnte Mittwoch im Kabinett
behandelt werden.

Kalwey: Wir beteiligen uns ja sehr ungern an Spekulationen und Gerüchten.
Deswegen von uns noch einmal die Antwort: Es gibt aktuell keinen neuen
Stand. Wenn es etwas Neues gibt, werden wir Sie sicher informieren.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Verkehrsministerium. Mich würde
einmal interessieren, wie besorgt die Bundesregierung - oder in dem Fall
der Verkehrsminister - angesichts der Berateraffäre bei der Deutschen Bahn
ist.

Friedrich: Dies ist zunächst einmal ein Thema für den Aufsichtsrat der
Deutschen Bahn. Dieser hat sich heute auch geäußert. Es gibt dazu eine
Pressemitteilung, nach der die Aufklärung auf Hochtouren läuft. Auf diese
würde ich an dieser Stelle verweisen und das darüber hinaus nicht weiter
kommentieren.

Zusatzfrage: Das heißt, das Verkehrsministerium selbst ist nicht direkt
aktiv und auch nicht im Kontakt zum Beispiel mit dem Bundesrechnungshof,
der auch in der Sache ermittelt?

Friedrich: Über das hinaus, was ich Ihnen gerade gesagt habe, kann ich
Ihnen leider keine weiteren Informationen geben. Ich kann gerne noch einmal
nachhören, ob ich etwas später ergänzen kann. Es gilt erst einmal das, was
über den Aufsichtsrat der Deutschen Bahn in der Pressemitteilung der
Deutschen Bahn gesagt worden ist.

Frage: Ich möchte es auch noch einmal versuchen. Wie besorgt ist denn der
Minister, dass nun offenbar 26 Berater von der Bahn finanziert werden? Es
geht ja am Ende immerhin auch um Steuergelder. Besorgt den Minister das
oder eher nicht?

Friedrich: Ich kann nur noch einmal das wiederholen, was ich gerade gesagt
habe.

Frage: Ich möchte gerne noch eine Frage zum Thema Iran an Herrn Burger
richten. Es gibt eine Erklärung von drei EU-Botschaftern in Teheran -
Deutschland, Großbritannien und Frankreich -, die sich besorgt über den
wirtschaftlichen Druck auf die iranische Bevölkerung geäußert haben. Sie
haben gesagt, dass sie sich verpflichtet sehen, Instex zu aktivieren und zu
operationalisieren. Das dürfte der Bundesregierung bekannt sein. Ich möchte
wissen, ob konkrete Schritte geplant sind und ob Sie in das, was die
Botschafter verbreitet haben, involviert sind.

Burger: Wenn Sie sich auf die Erklärung beziehen, die ich jetzt im Kopf
habe, dann geht es dabei in der Tat um Beratungen im Kreise der E3 zur
Operationalisierung von Instex, also dem Zahlungskanal, bezüglich dessen
wir dabei sind, ihn gemeinsam im E3-Kreis zu schaffen, um weiterhin
Zahlungen nach und mit Iran für legitime Wirtschaftsbeziehungen zu
ermöglichen. Dazu haben Treffen stattgefunden. Über den Fortschritt dieser
Treffen und die Vorbereitungen zur Operationalisierung von Instex haben die
drei Botschafter in dieser Pressemitteilung informiert. Der Außenminister
hat darüber auch bei seiner Reise in Teheran selbst gesprochen und hat
bekräftigt, dass wir mit Hochdruck daran arbeiten, dass Instex jetzt
schnellstmöglich seinen Betrieb auch ganz praktisch aufnehmen kann. Dazu
haben wir uns bereiterklärt, und das werden wir auch erfüllen.

Zusatzfrage: Gibt es schon wirklich konkrete Schritte, die genannt werden
können, oder gibt es pauschale Bemühungen?

Burger: Die konkreten Schritte werden sein, dass Instex den Betrieb
aufnimmt und Zahlungen zwischen Iran und europäischen Ländern über den
Kanal Instex stattfinden werden.

Freitag, 14. Juni 2019
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BERICHT/340: Manifest für Gegenkultur - Klassengesellschaft an Bord ... (SB)


Letzten Montag sollte in Hamburg Henzes "Floß der Medusa", ein
vom NDR in Auftrag gegebenes "Oratorio volgare e militare, in due
parti", uraufgeführt werden - statt dessen kam es zur Revolution im
Saal.

Der Spiegel vom 16.12.1968 [1]



Die ganztägige Konferenz des Magazins Melodie & Rhythmus über
Gegenkultur am 8. Juni im Berliner Heimathafen Neukölln fand in der
abendlichen Gala mit namhaften Künstlerinnen und Künstlern ihren
abschließenden Höhepunkt. Bei der diesjährigen
Rosa-Luxemburg-Konferenz der Tageszeitung junge Welt im Januar war die
Sängerin und Schauspielerin Gina Pietsch mit Stücken von Bertolt
Brecht, Hanns Eisler, Kurt Weill und Gerhard Gundermann präsent. Zum
Bedauern des Publikums trug sie nun keine eigenen Lieder vor,
entschädigte aber die Zuhörerschaft mit einer ebenso kompetenten wie
zugewandten Moderation, die auf einfühlsame Weise durch das dichte
Programm des Abends führte. Dank ihres langjährigen künstlerischen
Wirkens wie auch eines unablässigen politischen Engagements stellte
sie mit leichter Hand gleichsam aus dem Inneren eines linken
Kulturschaffens heraus die Akteure vor und wob den verbindenden roten
Faden.

Sie schlug eingangs einen weiten Bogen der Gegenkultur von Jesus über
Marx und Engels bis zu Brecht, kam auf die Bedeutung Charles Fouriers
zu sprechen und hob insbesondere die herausragende Rolle der Frauen
auch in diesem Zusammenhang hervor. Entwürfe von Gemeinschaften, wie
es sie zu verschiedenen Zeiten und an unterschiedlichen Orten immer
wieder gegeben habe, gelte es zu bewahren und hochzuhalten, gegen die
Unterdrückung durch Markt und Medien zu verteidigen. Solche Ideen
würden durch Worte zum Ausdruck gebracht, doch ebenso durch Klänge
erlebbar gemacht, wie dies in den folgenden Darbietungen auf
mannigfaltige Weise präsentiert werde.
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Diego Castro, Kpt. Plasto, Max Power und Yves Fontanille sind Black Heino

Foto: © 2019 by Schattenblick



Black Heino - Jetzt mal mit der Faust aufs Auge

Dann wurde es laut. Denn die Garagenrockband Black Heino heizte dem
Publikum nach dem Motto "Jetzt mal mit der Faust aufs Auge" mit ihrem
aggressiv-satten Sound zum Auftakt kräftig ein. Die vier Musiker aus
Hamburg gehören zum Bissigsten, was deutschsprachige Rockmusik
gegenwärtig zu bieten hat, nehmen sie doch alles aufs Korn, was die
absurden Zeiten des ökonomischen und ethischen Verfalls durchs Dorf
treiben. Geleckte Hochglanzproduktionen sind nicht ihr Ding, sie
kommen ruppig daher, und ihre politische Sozialkritik geht nicht
belehrend, sondern boshaft entlarvend zu Werke, so etwa in ihrem Song
über "Heldentum und Idiotie" auf dem Arbeitsamt. Begeben sich andere
Bands mitunter künstlerisch dahin, wo es schmerzt, leben Black Heino
gewissermaßen mittendrin und verpassen kaltherziger Verkommenheit und
neoliberaler Menschenverachtung herzhafte Tritte. Wenn man so will,
betätigen sie sich als Diskursverwalter der deutschen
Abstiegsgesellschaft.
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Shekib Mosadeq - Balladen von Krieg und Flucht, Mut und Solidarität

Die Balladen und Lieder des Sängers und Songwriters Shekib Mosadeq
gehen unter die Haut. Sie handeln von Krieg und Terror, Trauer und
Zorn, aber auch Liebe und Hoffnung. Er singt auf Farsi über seine
Jugend in Afghanistan und die verheerenden Verhältnisse in diesem
Land, das er 2010 mit seiner Familie verlassen mußte. In 17 Alben, die
er inzwischen produziert hat, setzt er sich kritisch mit der Politik
in seiner Heimat auseinander, 2017 brachte er eines bei Konstantin
Weckers Label "Sturm und Klang" heraus. Da er eine neue moderne Musik
machte, aber Herkunft und Traditionelles nicht verleugnete,
entwickelte er sich zu einem der jüngsten und beliebtesten Künstler
Afghanistans. Auch in Deutschland veranstaltete er Konzerte und nahm
an Aktionen und Demonstrationen gegen Krieg und Ungerechtigkeiten
teil, so daß er auch hierzulande innerhalb der farsisprechenden
Community weithin bekannt ist. Seine Poeme thematisieren Gewalt und
Flucht, Trennung und Schmerz, wie auch Leidenschaft und Liebe unter
schwersten Bedingungen, die vielfältigen Kulturen und die Gefühle und
Hoffnungen der Menschen in Afghanistan. Sie rufen auf zur Solidarität
zwischen den Menschen und geben Mut für einen Kampf gegen Unrecht,
Krieg und Unterdrückung. In die Musik wurde die deutsche Übersetzung
künstlerisch eingebunden und von Tereschkowa Obaid aus dem
afghanischen Kulturzentrum Neukölln rezitiert. [2]
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Erich Hackl - Erinnerung an einen Wiener Spanienkämpfer

Der österreichische Schriftsteller und literarische Übersetzer Erich
Hackl las aus seinem Buch "Im Leben mehr Glück" [3], das in Texten aus
den letzten 25 Jahren Würdigungen von Menschen versammelt, die ihm
wichtig sind. Er berichtet, wer sie waren und wofür sie einstanden,
geht auf die Bedeutung von Freundschaft, Widerstand und Heimat ein.
Einer Vergangenheitsbewältigung, die stets von der "dunklen Seite
unserer Geschichte" spricht, stellt er Walter Benjamins Forderung
entgegen, "im Vergangenen den Funken der Hoffnung anzufachen", und
macht dabei Menschen sichtbar, die für eine bessere Welt gekämpft
haben. Hackl hat hier wie auch in anderen Werken Widerständigkeit im
Faschismus in Einzelschicksalen lebendig gemacht. An diesem Abend
brachte er mit dem Kapitel "Harrys Angst" den mit ihm befreundeten
Wiener Spanienkämpfer Harry Spiegel und dessen ungeschriebenes Buch
"Es lohnt sich doch, Widerstand zu leisten" in Erinnerung. Was sein
Protagonist zu Lebzeiten nicht mehr vermochte, bringt Erich Hackl zu
Ende. Er führt die fragmentarischen Aufzeichnungen authentischer
Erfahrungen und Begebenheiten zusammen und gibt dem Spanienkämpfer
ohne jeden heroischen Pathos oder verklärenden Rückblick eine überaus
menschliche Stimme.
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Nicolás Rodrigo Miquea - Musik als politischer Aktivismus

Der chilenische Liedermacher, Dichter und Gitarrist Nicolás Rodrigo
Miquea studierte klassische Gitarre in New York, Weimar und Rostock.
Heute unterrichtet er Gitarre an einer Musikschule in Berlin und gibt
Konzerte. Er hat sich mit seinem lateinamerikanischen Erbe
auseinandergesetzt und ließ sich von Víctor Jara und Violetta Parra
inspirieren. Viele seiner Texte wurden in Chile veröffentlicht, seine
erste Gedichtsammlung "Kopf, Hände, Rumpf und Hals" erschien 1994. In
seinen Liedern behandelt er neben Biographischem vor allem politische
Themen: "Für mich ist Musik politischer Aktivismus." Er setzt sich
kritisch mit der Rolle des Westens in der Welt auseinander, wie das
beispielsweise in dem Lied "Wenn das Imperium von Frieden redet"
deutlich wird. Die Menschen hier in Europa seien sich der globalen
Zusammenhänge und Konflikte kaum bewußt. Dieses Wegsehen behandelt er
in seinem Lied "Diskussion mit einem Europäer". Im Westen nutzen wir
die Vorteile der Globalisierung auf Kosten der Anderen. Die Grenzen
sind zur Erfüllung unserer Bedürfnisse geöffnet, doch zugleich immer
fester verschlossen für geflohene Menschen: "Europäer du vergißt den
Tsunami aus Knochen, der sich vor deinen Grenzen ansammelt." Und an
die Adresse der Grünen gerichtet: "Es gibt nichts
Ausländerfeindlicheres, als Kriege im Ausland zu unterstützen", so
Miquea, der mit seinen elektrisierenden, komplex arrangierten Liedern
als Gitarrenvirtuose begeisterte. [4]
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Chris Jarrett - politische Botschaft auch ohne Worte

Daß Gegenkultur von unten auch Musik ohne Text sein könne, gab der
Komponist und Pianist Chris Jarrett in einer kurzen Stellungnahme
zwischen seinen Stücken dem Publikum zu bedenken. Er sprach von einer
universellen Signalwelt, die bei Texten untergehe. Es gelte, aus dem
Turbokapitalismus auszubrechen, der alles Qualitative in Nischen
verdränge. Jarrett präsentierte am Flügel Improvisationen zwischen
Jazz und Avantgarde, darunter das Stück "The Darkening" (Die
Verdunkelung), ein düsteres Statement zur aktuellen Weltlage. Er wurde
in Pennsylvania geboren, lernte Klavierspielen und studierte an der
Indiana University und am Oberlin Conservatory. Unzufrieden mit den
Rahmenbedingungen und musikalischen Leitbildern vor Ort schlug er eine
Karriere als kreativer Musiker ein, arbeitete zum Broterwerb in
verschiedensten Jobs und bereiste die USA und Europa. In Deutschland
fand er Freunde, lehrte an der Universität Oldenburg und komponierte
politische Klavierwerke, ein Ballett, später folgte Filmmusik und
vieles mehr. Er befreundete sich mit Erich Fried, den er mit seinen
eigenen Klavierkompositionen in den Lesungen unmittelbar vor dessen
Tod 1988 begleitete. Sein bislang größtes Werk ist "John Donne - eine
poetische Oper", er komponierte Oratorien und Orgelwerke, ging seinem
Interesse an den Musikkulturen anderer Länder nach. Chris Jarrett
verwendet Strukturen klassischer Musik und nutzt die Freiheit der
Jazz-Improvisation. Seine Musik höre man nicht einfach, man erfahre
sie, fühle sie, absorbiere und assimiliere sie, schreibt ein Kritiker.
Diese Musik sei eine Naturgewalt und ein Akt der Gnade. [4]
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"Das Floß der Medusa"

Höhepunkt der an Glanzlichtern reichen Kulturgala war die von Rolf
Becker rezitierte und von Hannes Zerbe [5] nebst drei JazzmusikerInnen
einfühlsam und pointiert begleitete Präsentation der Schlußszene des
Oratoriums "Das Floß der Medusa". Binnen weniger Wochen hatten Becker
und Zerbe die für nahezu unmöglich gehaltene Umsetzung dieser
grandiosen Idee realisiert. Sie basiert auf einem Requiem für Che
Guevara von Hans Werner Henze und Ernst Schnabel, dessen Uraufführung
in Hamburg im Dezember 1968 verhindert worden war. Zur Vorgeschichte:
Das "Floß der Medusa" ist ein Gemälde des französischen Romantikers
Théodore Géricault, der das Bild 1819 schuf, welches heute im Pariser
Louvre hängt. Es glich seinerzeit einer öffentlichen Provokation,
erinnerte es doch an einen skandalösen Vorfall aus dem Jahr 1816, der
zur Entlassung des Marineministers sowie von 200 Marineoffizieren
geführt hatte.
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Hannes Zerbe, Jürgen Kupke, Silke Eberhard, Christian Marien vom Hannes Zerbe Jazzorchester Berlin
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England hatte 1816 die während der Napoleonischen Kriege besetzte
westafrikanische Kolonie Senegal an Frankreich zurückgegeben. Die
französische Regierung entsandte vier Fregatten mit Infanteristen zum
Schutze des überseeischen Besitzes sowie Verwaltungsbeamten und
Forschern nach Afrika. An Bord des Flaggschiffs Medusa befanden sich
außer den Soldaten auch geladene Gäste und der Troß mit Frauen und
Kindern. Die Schiffe stachen am 17. Juni 1816 in See. Am 2. Juli, kurz
vor dem Ziel, lief die Medusa in den Sandbänken von Arguin auf ein
Riff. Zu diesem Zeitpunkt hatte sie sich weit von den anderen Schiffen
entfernt. Da alle Versuche, die Medusa freizubekommen, scheiterten,
gab man sie nach drei Tagen auf. Die Offiziere und Gäste brachten sich
in den Rettungsbooten in Sicherheit. Die übrigen 149 Personen der
Mannschaft mit Frauen und Kindern wurden auf einem Floß untergebracht,
das zunächst von den Booten geschleppt wurde. Um die Rettung zu
beschleunigen, ließ der Kommandant jedoch bald die Taue kappen und
überließ die Menschen auf dem Floß ihrem Schicksal. Während der vielen
Tage ohne Hilfe kamen die meisten von ihnen durch Hitze, Durst,
Hunger, Wahnsinn oder in Kämpfen ums Leben. Auch über Fälle von
Kannibalismus wurde berichtet. Am 17. Juli entdeckte die Brigg Argus
das Floß und nahm die letzten fünfzehn Überlebenden auf, von denen
anschließend noch fünf starben.
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1940 bis 1943 schuf Georg Kaiser ein Theaterstück mit dem Titel "Das
Floß der Medusa". 1967/1968 schrieb der Komponist Hans Werner Henze
ein szenisches Oratorium gleichen Titels, zu dem der Dichter Ernst
Schnabel das Libretto beisteuerte. Es sollte am 9. Dezember 1968 auf
der Bühne der Ernst-Merck-Halle im Hamburger Park Planten un Blomen
uraufgeführt und live im NDR-Radio übertragen werden. Politische
Proteste der Studentenbewegung führten jedoch zu Tumulten und einem
Polizeieinsatz, so daß die Aufführung abgesetzt werden mußte. Im Radio
wurde stattdessen ein Mitschnitt der Generalprobe gesendet. Die
gescheiterte Uraufführung gilt als einer der spektakulärsten Skandale
der Musikgeschichte.

Was war geschehen? Die Autoren sahen das Werk als Allegorie zur
Beschreibung eines Kampfes ums nackte Leben, aus dem später ein
kämpferischer Geist und die Entschlossenheit zur Änderung
unerträglicher Verhältnisse hervorgehen sollten. Während der
Fertigstellung des Oratoriums erfuhren sie vom Tod Che Guevaras in
Bolivien und widmeten ihr Werk daraufhin seinem Gedenken. Auf
Veranlassung des NDR wurde das Libretto ohne die politisierende
Widmung im Programmheft abgedruckt. Am Abend der geplanten
Uraufführung protestierten sozialistische Studenten gegen das
"bourgeoise Publikum" und die "kapitalistische Kulturindustrie", wobei
sich ihre Intervention nicht gegen Henze richtete. Sie brachten auf
dem Konzertpodium ein Poster von Che Guevara an, das vom
Programmdirektor des Rundfunks zerrissen wurde. Andere Protestierende
brachten dann stattdessen eine rote und eine schwarze Fahne an. Der
Justitiar des Rundfunks forderte, sie zu entfernen, der Chor wollte
nicht hinter einer roten Fahne singen, doch Henze weigerte sich, sie
abzunehmen. Es kam zu Unruhen im Publikum, eine bereitgehaltene
Hundertschaft Polizisten stürmte den Saal. Henze solidarisierte sich
mit den Studenten und stimmte mit ihnen den Schlachtruf "Ho, Ho, Ho
Chi Minh" an. Es kam zum Handgemenge, mehrere Personen wurden
verhaftet, darunter auch der Librettist Ernst Schnabel. Dieser wurde
später wegen "Widerstands gegen die Staatsgewalt" und "versuchter
Gefangenenbefreiung" angeklagt, doch konnte ihm in einem langwierigen
Gerichtsverfahren nichts nachgewiesen werden. Henze, dem man
Vertrauensbruch vorwarf, wurde für Jahre weitgehend von den deutschen
Opernhäusern, Rundfunkanstalten und Konzertveranstaltern boykottiert.
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Das Oratorium folgt den Berichten zweier Überlebender sowie dem
Gemälde Théodore Géricaults. Als Erzähler fungieren Charon, der
mythologische Fährmann, der die Toten über den Fluß Styx in die
Unterwelt bringt, und das Besatzungsmitglied Jean-Charles, ein in
französischen Diensten stehender Mulatte. Dieser schwenkt am Ende der
Odyssee noch einen roten Stoffetzen, um das rettende Schiff auf das
Floß aufmerksam zu machen, fällt dann aber in Agonie, aus der er nicht
mehr erwacht. La Morte, der allgegenwärtige Tod, ruft die Menschen auf
dem Floß mit sirenenhaft lockenden Gesängen zu sich. Das Sterben wird
durch die räumliche Anordnung sichtbar gemacht: Links auf der Bühne
die Lebenden, rechts die Toten.
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Der Untertitel "Oratorie volgare e militare" weist auf die Motivation
Henzes hin, für das einfache Volk zu komponieren, das 1968 unter
Repressalien litt. Die zweite Bedeutung des Begriffs "militare" als
"wehrhaft" ist als unterschwelliger Aufruf zum Widerstand zu deuten.
Henze zufolge habe während seiner mehrjährigen Beschäftigung mit der
Komposition die Außenwelt in seine Arbeit hineingewirkt, so daß er in
zunehmendem Maße in seinem Innern "Mitgefühl, Liebe und Solidarität
für die Verfolgten, zu Menschen, die leiden, die in Todesangst liegen,
den Minderheiten, die ja eigentlich eine Mehrheit darstellen, den
Erniedrigten und Verletzten" spüre. Die aktuelle Inszenierung Beckers
und Henzes kommentierte die Katastrophe der Flüchtlinge im Mittelmeer,
die sich angesichts des Leidens und Sterbens auf dem Floß der Medusa
geradezu aufdrängt. Hier wie dort sind es "die viel zu Vielen", denen
man Rettung verweigert, da Überleben den Repräsentanten der
herrschenden Verhältnisse und deren Nutznießern vorbehalten bleibt.
"Das Glück trägt einen Federhut", heißt es in Anspielung auf die
Kopfbedeckung der Offiziere, die sich in den Booten in Sicherheit
bringen und die Taue kappen.

Was Hannes Zerbe und Rolf Becker, der in der Rolle des Charon tief beeindruckte,
zur Aufführung brachten, wurde vom begeisterten Publikum mit stehenden Ovationen
gefeiert. Das permanente Sterben im Mittelmeer als Blutzoll kolonialistischer
und imperialistischer Aneignungspolitik der achselzuckenden Gewohnheit zu
entreißen, die schaurige Begleitmusik EU-europäischer Reichtumsproduktion in
ihrer elementaren Gewalt zu ignorieren, ist an diesem Abend gelungen. 
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Fußnoten:


[1] www.spiegel.de/spiegel/print/d-45865157.html

[2] www.shekibmosadeq.de

[3] Erich Hackl: Im Leben mehr Glück - Reden und Schriften, Diogenes
Verlag Zürich 2019, 432 Seiten, ISBN: 978-3-257-07057-6

[3] www.redheadmusic.de/artists/nicolás-miquea/

[4] www.chrisjarrett.de/index.php/de/

[5] www.hanneszerbe.de
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INTERVIEW/436: Gleichstellung der Geschlechter - drei Optionen ...    Doris Achelwilm im Gespräch (SB)


Doris Achelwilm ist Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag für
Gleichstellungs-, Queer- und Medienpolitik. Auf dem 10. Queer-Empfang der
Fraktion Die Linke im Bundestag und der Abgeordnetenhausfraktion Die Linke in
Berlin am 7. Juni im SchwuZ in Berlin-Neukölln [1] hatte der Schattenblick
Gelegenheit, ihr einige Fragen zu stellen.
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Schattenblick: Wird in der Linkspartei auch die Forderung erhoben, die Wahl des
Geschlechtes gänzlich freizustellen?

Doris Achelwilm: Ja, es ist derzeit so, daß die dritte Option, wenn man diese
Kategorien trennscharf halten möchte, auschließlich für intergeschlechtliche
Menschen vorgesehen ist. Wir wollten eine dritte Option frei nach Wahl offen und
im Prinzip für alle. Das hatten wir vor dem Hintergrund dessen, was debattiert
wurde und was rechtssicher gemacht hätte werden können, im Visier. Uns geht es
insbesondere darum, daß die Gutachterzwänge komplett wegfallen. Die
Pathologisierung, die daraus resultiert, daß ein selbstbestimmtes Geschlecht im
Zweifelsfall mit Krankheit oder Therapiebedürftigkeit gleichgesetzt wird, ist
ein Riesenproblem. Das Bundesverfassungsgerichtsurteil besagt eigentlich, daß es
dieses Problem nicht mehr geben darf. Indem das Bundesinnenministerium es in
Form einer engen, minimalistischen und kleinlichen Auslegung der dritten Option
umgesetzt hat, wurde eine historische Chance vertan. 

Natürlich lautet die weitergehendere Frage, warum wir Geschlecht überhaupt
erfassen müssen. Das wäre natürlich auch eine Möglichkeit, die jedoch nicht
wirklich zur Abstimmung stand. Aber sie wurde durchaus mit in den Diskurs
eingebracht, nicht nur von uns. Als es sich über die Ausschußarbeit und die
Arbeit in den Fraktionen enger zog, kam am Ende nur noch diese sehr kleine
dritte Option heraus.

SB: Warum legt der Staat Ihrer Ansicht nach Wert darauf, Geschlechter
zu kategorisieren? Worin liegt der Nutzen, die exekutive Logik? 

DA: Ich glaube, er muß es nicht, aber im Sinne der gängigen Ordnungsprinzipien
in unserer Gesellschaft will der Staat sich Klarheit über die Geschlechter
verschaffen und die gegebene Rollenzuteilung auf diese Weise aufrechterhalten.
Das läuft jetzt gar nicht im Sinne eines geschlechtskonservativen Masterplans,
sondern das sind einfach Normen und damit verbundene Rollenerwartungen, die
vorausgesetzt werden. Aus diesen Mustern kann sich die Regierungspolitik gerade
nicht herausdenken und will es auch nicht. Es gibt kein Interesse daran, das
aufzulösen. Das ist der Punkt, auch wenn es noch einmal untergegliederte
Rechtauslegungen geben mag, warum das so sein soll. Sicherlich gibt es etwa in
der Medizin begründetes Interesse, etwas über das Geschlecht von Patient*innen
zu erfahren, aber natürlich können die Mediziner*innen auch ohne übergeordnete
Erfassung feststellen, mit was für einer Art von Körper sie es gerade zu tun
haben.

SB: Rechter Antifeminismus, rechte Homo-, Trans- und Interphobie nehmen zu. Wie
erleben Sie die Gegenwart der AfD im Bundestag? Werden Sie auch mit patriarchalen
Attitüden konfrontiert?

DA: Ja, zuerst einmal ist es die Zusammensetzung dieser Fraktion. Sie ist zu
rund 90 Prozent cis-männlich und zu etwa 10 Prozent mit Frauen besetzt. Das
entspricht ungefähr den Verhältnissen innerhalb der Partei. Ich habe im Ausschuß
für Familie bei Gesetzesberatungen auch schon die Argumentation aus den Reihen
der AfD gehört, daß Frauen sogar überrepräsentiert seien, weil sie sich
gesamtgesellschaftlich sehr viel weniger für Politik interessieren und
engagieren würden, als es sich im Bundestag abbildet. Das ist so ein
patriarchaler Gestus, der sich einfach in den Äußerungen, auch in den Anträgen
und Initiativen der AfD ausdrückt. Alles, was mit Gender, Geschlechterpolitik
und Queerpolitik zu tun hat, wird entweder ganz offen oder subtil ins etwas
Lächerliche gezogen oder zumindest in Frage gestellt. Aber meistens ist der
Zugang sogar regelrecht zynisch, indem man sich darüber echauffiert von wegen
'guck mal, womit sich die Regierung oder die Parteien im linken Spektrum wieder
einmal auseinandersetzen'. Oder man macht Gegenüberstellungen wie 'eine dritte
Option, oh, das betrifft bundesweit nur soundsoviel tausend Menschen, aber das
muß gemacht werden, während Millionen ganz andere Probleme haben'.

Das sind typische Argumentationsmuster der AfD, die im wesentlichen Politik für
mittelständische weiße Männer macht, ohne daß sie es wahrscheinlich so genau
selber benennen können. Dann müßten sie ja diese eine Art von Normalstatus, den
sie für gefährdet halten, bedienen oder herstellen. Wenn es früher einmal so
war, daß man als Mann davon ausgehen konnte, als Alleinverdiener einigermaßen
klarzukommen, gilt das für den Neoliberalismus nicht mehr in dem Ausmaß. Männer
haben zwar immer noch mehr soziale Sicherheit als Frauen, aber es ist
nicht mehr so stabil. Auch daher kommt dieser antifeministische Druck von
rechten Männern, und es gibt auch einen Antifeminismus von rechten Frauen, die
ihre eigene Agenda haben und natürlich gegen Schwangerschaftsabbruch sind.

SB: Frau Achelwilm, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0339.html
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INTERVIEW/435: Manifest für Gegenkultur - Bücher und Aufklärung ...    Mesut Bayraktar im Gespräch (SB)


Gespräch am 8. Juni 2019 in Berlin-Neukölln



Der 1990 als Kind türkischer Emigranten in Wuppertal geborene Mesut
Bayraktar lebt in Ludwigsburg und hat Rechtswissenschaften in
Düsseldorf, Lausanne und Köln studiert. Derzeit befindet er sich im
Zweitstudium Philosophie in Stuttgart. Er ist Redakteur und Gründer
von "Nous. Zeitschrift für Neue Literatur", die es seit 2013 gibt.
Außerdem ist er Autor für die taz im Blog "Stil-Bruch". Neben
Erzählungen und Theaterstücken schreibt er Essays für Zeitungen und
Zeitschriften. Sein Erstlingswerk "Die Belagerten" (ein Theaterstück)
erschien im März 2018 beim Verlag Dialog-Edition. Anfang Juli 2018
erschien im selben Verlag sein Debütroman "Briefe aus Istanbul". Er
ist Stipendiat der Kunststiftung Baden-Württemberg in der Sparte
Literatur 2019. Aktuell arbeitet er an dem Roman "Betrogene" sowie an
den Theaterstücken "Die Flut - Romantische Szenen für
Nichtromantiker", "Die ehrbare Hebamme" und "Revolte".

Bei der Künstler-Konferenz zum "Manifest für Gegenkultur" [1] der
Kulturzeitschrift Melodie & Rhythmus, die am 8. Juni im Berliner
Heimathafen Neukölln stattfand, gehörte Mesut Bayraktar zu den
Teilnehmern des Podiums "Utopie von der Freiheit des Menschen" -
Revolutionäre Kunst und Kultur heute. Am Rande der Konferenz
beantwortete er dem Schattenblick einige vertiefende Fragen.
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Foto: © 2019 by Schattenblick





Schattenblick (SB): Du hast heute auf dem Podium aus deiner
Lebensgeschichte von deiner Kindheit und Jugend wie auch den
eröffnenden Begegnungen mit Literatur und sozialen Fragen erzählt.
Dabei kam eine Begebenheit zur Sprache, als du deine Mutter zum ersten
Mal singen hörtest. Wie du dazu erklärt hast, könne man nicht sagen,
daß da keinerlei Zugang zu Kultur existiere, man müsse vielmehr dazu
beitragen, diese Fähigkeit zum Ausdruck zu bringen.

Mesut Bayraktar (MB): Ich wollte damit zur Darstellung bringen, daß
ich in unteren Klassen, der sozialen Herkunft, aus der ich komme, wo
wie gesagt Bildung und Bücher nicht großgeschrieben werden, oft sehe,
daß dort ein unglaublich großes Ausdrucksbedürfnis vorliegt. Aber es
ist nun einmal wie mit allen Dingen so, daß man zwar auf der einen
Seite ein Bedürfnis hat, aber einem andererseits die Mittel fehlen,
dieses Bedürfnis zum Ausdruck zu bringen. In diesem Fall ist es
natürlich ein Ausdrucksmittel, was fehlte. Wie mir dieses Beispiel
meiner Mutter zeigte, hat ihr ein Künstler wie Cem Karaca in Form der
Musik ein Mittel geliefert, mit dessen Hilfe sie ausdrücken kann, was
sie wirklich empfindet, was sie mitteilen möchte. Ich denke, die Macht
der Literatur besteht darin, daß sie Sprache ist. Kann sein, daß ich
das etwas werkzeugförmig betrachte, aber so habe ich es gelernt. Wenn
Literatur Sprache ist und dementsprechend sprachgebend funktionieren
kann, sehe ich ihre Aufgabe darin, gerade dort Sprache zu geben, wo
nicht aus sich selbst heraus Sprache produziert werden kann. Und wie
ich aus meiner eigenen Biographie weiß, läßt sich Sprache nicht
einfach aus der Lunge ziehen, Sprache muß man auch lernen. Und das tut
man meiner Ansicht nach am besten mit guten Büchern.

SB: Was wäre aus deiner Sicht eine emanzipatorische Sprache im
Unterschied zu dem, was alle Welt tagtäglich redet oder schreibt?

MB: Eine emanzipatorische Sprache wäre für mich eine Sprache der
Konfrontation. Ein Sprache, die nicht viel schnörkelt, die nicht viel
sublimiert, die nicht viel überhöht. Ich merke oft in linken
Diskursen, daß man über diese Schwächen, über diese Momente der
eigenen Verletzlichkeit hinweggeht und sich dann stark zu machen
versucht in so etwas wie Hochkultur. Da gibt es natürlich sehr viele
Namen, und diese Namen sind auch berechtigt. Was ich jedoch mit
Literatur versuche, und ich hoffe, daß eine solche emanzipatorische
Sprache über mein Schaffen hinausgeht, ist, daß wir eine Sprache
finden, die es erlaubt, auch zu sagen, daß man schwach ist, daß man
besiegt wurde. Ich bin in den neunziger Jahren aufgewachsen und habe
lange verkannt, daß meine Eltern, meine Generation, in gewisser Weise
meine Klasse auch eine besiegte ist. Sich zunächst einmal
einzugestehen, besiegt zu sein, gibt einem die Möglichkeit zu sehen
wovon. Ich bin zwar konfessionslos, aber es gibt diesen schönen Satz,
die Letzten werden die Ersten sein. Brecht hat ihn ummodelliert in
"die Besiegten von heute sind die Sieger von morgen". Ich glaube, wir
sind erst einmal an diesem Punkt. Das ist meine Ansicht, und ich
glaube, dazu kann die Literatur viel beisteuern, indem sie diese
sozialen Wahrheiten, wie ich sie gerne nenne, zum Ausdruck bringt.
Aber in einer flachen Ebene.

SB: Du bringst die Frage der Schwäche zur Sprache, wo doch Menschen,
die nicht diese urdeutsche Identität teilen, oftmals darauf verfallen,
ihre eigene kulturelle Identität als nationalistische Stärke ins Feld
zu führen.

MB: Vollkommen richtig. Die Sache ist die: Ich habe erkannt, daß durch
mich hindurch zwei Zerrissenheiten verlaufen. Einmal, daß ich hier ein
Ausländer bin, was ich in der Schule oft gespürt habe. Doch wenn wir
im Urlaub in der Türkei waren, hieß es, der Europäer. Da stellte sich
mir natürlich oft die Frage: Was heißt Heimat für dich? Und da mir
nationale Werte oder Inhalte diese Frage nicht beantworten konnten und
nur religiöse übrigblieben, die ich selbst aber nicht akzeptiert
hatte, habe ich irgendwann erkannt, daß Heimat so etwas wie ein Ort
ist, an dem dir jemand die Hand reicht. Daß Heimat etwas ist, das man
in Momenten erlebt, in Situationen erlebt, in der Solidarität erlebt.
Ich versuche, meine Literatur aus einer Perspektive heraus zu
schreiben, die ich so charakterisieren könnte, daß ich aus der
Heimatlosigkeit heraus schreibe. Das speist unglaublich viele Energien
und Kräfte, denn sobald ich anfange zu schreiben, muß ich erst einmal
den Ort finden, von wo aus ich sagen kann, was ich eigentlich will.
Aber der Weg dahin ist oft schon, glaube ich, sehr ertragreich.

SB: In welchem Maße spielen bei diesem Heimatbegriff auch andere
Menschen eine Rolle, die eine ähnliche Absicht verfolgen wie du?

MB: Ich glaube, eine sehr zentrale. Ich denke, daß der Mensch nur beim
Menschen Heimat finden kann, und nannte schon Solidarität. Heute wurde
bei der Konferenz viel von Utopie gesprochen. Man muß meines Erachtens
fragen, wo in unserer vorgefundenen Gesellschaft utopische Momente
liegen. Gibt es sie überhaupt? Werden sie im Schoß dieser Gesellschaft
gebildet? Meiner Meinung nach gibt es sie. Das Problem ist nur, daß
diese utopischen Elemente, die im Schoß dieser Gesellschaft gebildet
werden, gleichsam vom selben Schoß der Gesellschaft an der Entfaltung
gehindert werden. Ich denke, da ist Literatur eine Möglichkeit, aus
dem Sumpf der Klassengesellschaft, wenn ich es so formulieren darf,
diese Elemente wie ein Fangnetz herauszuziehen, vor dem Scheitern zu
bewahren und im Kunstwerk entfalten zu lassen, damit sie nicht vor den
stählernen Wänden des Faktischen zerschellen. Wenn Literatur das
macht, dann schafft sie wirklich reale utopische Perspektiven, die
nicht nur einfach die Idee eines Visionärs sind, sondern die im Hier
und Jetzt erkannt werden. Wenn sich diese Hilfsbereitschaft eines
Menschen zum Menschen vielleicht im größeren Maße verwirklichen ließe,
ohne daß sie von den Verhältnissen erdrückt wird, in welcher
Gesellschaft wären wir denn dann? Deswegen würde ich durchaus sagen,
um den Kreis zu schließen, Heimat findet meiner Meinung nach der
Mensch nur beim Menschen. Es ist für mich ein sehr sozial, wenn du so
möchtest, soziologisch gravitierter Begriff.

SB: Unter Linken wird seit jeher kontrovers diskutiert, ob es den
Sozialismus schon gab oder nicht. Würdest du sagen, daß bereits
umgesetzte Entwürfe dieser Utopie existierten, oder handelt es sich
eher um Ansätze dazu, die man hätte weiterentwickeln müssen?

MB: Ich würde zunächst erst einmal sagen, daß man vorsichtig sein
sollte darin, die These zu vertreten, es habe so etwas noch nie
gegeben. Du kennst dich sicher im linken Lager aus, es gibt ja viele
Strömungen oder Fraktionen, die sagen, das war alles kein Sozialismus.
Das finde ich falsch. Das ist meiner Ansicht nach
Geschichtsverleugnung. Erich Hackl hat vorhin von diesem Niemandsland
gesprochen. Das wäre derselbe Mechanismus, man würde ein Niemandsland
über 70 Jahre legen, und all diese Menschen und all diese Geschichten,
die unsere Gegenwart prägen, auslöschen. Ich denke deswegen, daß man
das, was wir in der Geschichte schon als Erfahrung mit dem Sozialismus
gemacht haben, als einen Versuch sehen sollte. Und daß man da auch
offen sagen muß, woran es gescheitert ist. Welcher Preis zu zahlen
war, den wir eigentlich nicht zahlen wollten. Ich glaube, erst mit
dieser Aufrichtigkeit seiner eigenen Geschichte gegenüber, öffnet sich
eine Zukunft, die sich wieder gestalten läßt. Diese pauschale
A-priori-Verurteilung von DDR und Sowjetunion finde ich falsch. Diese
pauschale A-priori-Glorifizierung finde ich auch falsch. Auch das
Bürgertum hatte viele Anläufe, um sein System zu errichten, oft ist es
gescheitert. Warum dürfen die arbeitenden Klassen nicht auch einmal
scheitern in der Weltgeschichte! Ich denke, man kann daraus lernen,
sowohl im positiven als auch im negativen Sinne.

SB: Auf dem Podium führte die Altersfrage mehrfach zu beträchtlicher
Heiterkeit. Aber ernsthaft gefragt: Wie erlebst du dich und deine
Generation in Kreisen wie diesen, die älter und einer linken Tradition
verbunden sind? Siehst du einen Brückenschlag auch zu Anliegen von
Jugendbewegungen, die aus einem zunächst ganz anderen Vektor her
Fragen aufwerfen, die marxistische Theorie zumeist überhaupt nicht
kennen und ihr mit erheblichen Vorbehalten begegnen?

MB: Es gibt Versuche. Wirkliche Brücken, über die zu gehen ich wagen
würde, gibt es wohl nicht, denn sie würden zusammenbrechen. Was ich
aber auf der einen Seite natürlich etwas bedauerlich finde, ist, daß
nicht so viele junge Leute bei einer solchen Veranstaltung sind, bei
der sie sein müßten, wenn sie wüßten, wo sie wirklich im sozialen Sinn
herkommen. Aber gut, das ist ihnen nicht zum Vorwurf zu machen.
Man kann einem Menschen nicht vorwerfen, daß er nicht weiß. Es hat
Gründe, daß er nicht weiß, und diese Gründe liegen selten bei ihm
selbst. Ich habe jedoch auf der anderen Seite sehr zu schätzen
gelernt, daß es für meine Generation sehr wichtig ist - wenn ich
"meine" sage, zähle ich von den 18jährigen bis hin zu meinem 29.
Lebensjahr - daß wir von diesen älteren Menschen wie dir, wie Moshe
Zuckermann, wie alle anderen, die heute da waren, unglaublich viel zu
lernen haben, damit sich die Geschichte nicht im nietzscheanischen
Sinne wiederholt, daß wir am Ende zu einem Amor fati uns bekennen
müssen, sondern daß wir es auch dadurch schaffen, eure Erfahrungen
positiv zu transformieren in eine gewisse Handlungsperspektive.

Ich denke, daß die jungen Menschen viel zu selten mit den älteren
sprechen. Ich denke aber auch, daß die älteren Menschen viel zu selten
mit den jungen sprechen. Das hat viele Gründe, die ich gar nicht alle
aufzählen will, und es hat keinen Sinn, Vorwürfe zu erheben. Ich sehe
mein Bemühen darin, diese Verbindung, diese Berührung so nahe wie
möglich zu bringen, damit Parolen wie die der
Fridays for Future-Bewegung, die den Klimakonflikt soziologisch als
Generationskonflikt verstehen, ihn im Wesenskern als sozialer Konflikt
dekodieren werden können. Weil ich nicht glaube, wie das von einigen
Schülern und Studenten suggeriert wird, daß die ältere Generation, die
Zustände, die heute bestehen, tatsächlich wollte. Die konnten doch
auch nichts dafür. Und das muß man noch lernen zu sehen.

SB: Mesut, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnote:


[1] www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0338.html
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SCHACH-SPHINX/06959: Am Siedepunkt des Erträglichen (SB)


844 Schachspieler nahmen im August 1983 in Pasadena an der bis dahin
größten Open-Veranstaltung der Schachgeschichte teil. Neben der Creme
der US-Meister gingen auch viele internationale Stars an den Start.
Die amerikanische Presse stürzte sich mit Heißhunger auf das Ereignis.
Kein Wunder, denn gespielt wurde im Sheraton-Hotel. Die Kulisse
eignete sich hervorragend, um dem Schach ein besonderes Ambiente zu
verschaffen. In Amerika nämlich war nach dem Verschwinden von Bobby
Fischer das Interesse am Königlichen Spiel merklich abgekühlt. Anders
die Temperaturen im Spielsaal. Bis zu 40 Grad Celsius mußten die
Spieler bei ohnehin schweißtreibenden Gedanken ertragen. Zumindest
waren die Umstände für einen der Teilnehmer so gravierend, daß er
während seiner Partie an Herzversagen starb. Dies überschattete
natürlich den Turnierverlauf. Ohnehin fegte über Texas zum selben
Zeitpunkt der Hurrikan Alicia hinweg und schlug eine Schneise der
Zerstörung durch das Land mit Regenfällen, die sich bis nach
Kalifornien erstreckten. Trotz all dieser Widrigkeiten konnte Viktor
Kortschnoj gemeinsam mit dem Amerikaner Larry Christiansen das Turnier
gewinnen. Besonderer Höhepunkt waren die Finalkämpfe, wo Kortschnoj
seinen ehemaligen Sekundanten Yasser Seirawan in einer packenden
Partie bezwang. Also, Wanderer, Kortschnoj führte im heutigen Rätsel
der Sphinx die weißen Steine, und ein sensationelles Opfer lag in der
Luft.
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Kortschnoj - Seirawan

Pasadena 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Müßig, zu behaupten, Schach sei bloßer Zeitvertraub, wenn andere darin
eine Kunstform sehen. Man kann es eben niemandem recht machen. Allein,
der Anziehende scherte sich um solche Fragen und Querelen nicht, als
er mit 1.Lc3xe5+! Sc6xe5 2.Sd3xe5 Kh8-g8 - 2...Le6xd5 3.Se5-f7+ Kh8-g8
4.Sf7-h6# - 3.Se5-g4 h7-h6 4.Sg4-f6+ Kg8-f7 5.Sf6-e4 Kf7-e7 - 5...Dc8-
d8 6.Ld5xa8 - 6.Da1-g7+ Tf8-f7 7.Dg7xg6 die Partie gewann. Schwarz gab
auf, da er nach 7...Le6xd5 8.c4xd5 Dc8-d7 9.Tf1-b1 ohne Hoffnung
gewesen wäre.



Erstveröffentlichung am 17. Juni 2006

16. Juni 2019
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BERICHT/150: Welttag der Ozeane 2019 - die Säge am eigenen Ast ... (SB)
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Das selbst für Bakterien winzige Cyanobakterium Prochlorococcus
marinus gilt als das zahlenmäßig häufigste Lebewesen der Erde. Es
setzt in den Ozeanen den auch für Menschen lebenswichtigen Sauerstoff
frei und bildet die Basis der marinen Nahrungskette.

Foto: Luke Thompson, Chisholm Lab, und Nikki Watson, Whitehead, MIT



Ein Neugeborenes besteht zu 95 Prozent aus Wasser, ein Erwachsener
immerhin noch zu 70 Prozent. Nur weil wir Menschen sozusagen das
salzige Wasser, aus dem alles Leben ursprünglich entstammte,
inzwischen in uns tragen und an Land herumspazieren, bedeutet das
nicht, daß wir uns aufgrund jenes evolutionären Schritts der
Landbesiedlung vollständig von den Meeren emanzipiert hätten. Der
Mensch ist existentiell darauf angewiesen, daß deren pflanzlichen
Bewohner, die seit der Großen Sauerstoffkatastrophe vor 2,4
Milliarden Jahren laufend das für uns lebenswichtige Gas freisetzen.
Außerdem werden die Meere auf vielfältige Weise genutzt. Die Proteine
aus dem Fischfang bilden für über eine Milliarde Menschen die
wichtigste Nahrungsgrundlage. Die Weltmeere absorbieren ein Drittel
des Treibhausgases Kohlenstoffdioxid, das aufgrund menschlicher
Aktivitäten freigesetzt wird, und schlucken mehr als die Hälfte der
Wärmeenergie, die in Folge jener anthropogenen Treibhausgase in der
Stratosphäre nicht mehr zurück ins Weltall reflektiert wird.

Die Bedeutung der Meere für die gesamte Menschheit und deren Mitwelt
kann wohl nicht hoch genug eingeschätzt werden. Hieran einmal im Jahr
mit einem Welttag der Ozeane, wie ihn die Vereinten Nationen 2009
erstmals ausgerufen haben, zu erinnern, genügt selbstverständlich
nicht, um die Weltmeere vor ihrer Über- und Vernutzung durch den Homo
oeconomicus zu bewahren. Umgekehrt wäre es allerdings ein Versäumnis,
diesen Gedenktag verstreichen zu lassen, ohne die Gelegenheit zu
ergreifen, auf den desolaten Zustand der Meere und die Pläne der
Regierungen und Industrie zu ihrer fortgesetzten Verwertung unter dem
Titel Blue Growth, z. Dt. Blaues Wachstum, aufmerksam zu machen.

Genau das hat ein zivilgesellschaftliches Bündnis aus Fair Oceans,
Brot für Welt und Forum Umwelt & Entwicklung getan und am 7. Juni
2019 zur Konferenz "Weltmeere zwischen Umwelt und Entwicklung - 25
Jahre Seerecht zwischen wachsenden Schutz- und Nutzungsansprüchen" in
die Landesvertretung Bremens in Berlin geladen. In einer Reihe von
Vorträgen, Podiumsdiskussionen und sachkundigen Beiträgen aus dem
Publikum erhielten Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung
sowie aus Wissenschaft, Industrie und Zivilgesellschaft die
Gelegenheit, ihre Standpunkte zu den großen Themenkomplexen
Meerespolitik, Ocean Governance, Tiefseebergbau und Kleinfischerei
vorzutragen und gegebenenfalls im konstruktiven Streit zu
verteidigen.
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Kai Kaschinski von Fair Oceans moderiert das erste Panelgespräch
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Zum Zustand der Ozeane und Meere in Zeiten des Klimawandels hielt
Prof. Dr. Hans-Otto Pörtner vom Alfred-Wegener-Institut
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meereswissenschaften (AWI) einen
einführenden Vortrag, der verdeutlichte, wie sehr der Mensch bereits
über den Umweg des Klimawandels bzw. der globalen Erwärmung Einfluß
auf die Ozeane genommen hat und welche Trends sich abzeichnen, wenn
nicht mit aller Entschiedenheit Maßnahmen zur Verringerung der
Treibhausgasemissionen ergriffen werden. Das Zeitfenster schließt
sich, in dem der globalen Erwärmung noch wirksam entgegengetreten
werden kann, um das 2015 im Übereinkommen von Paris festgelegte
Wunschziel, die weltweite Durchschnittstemperatur um nicht mehr als
1,5 Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit steigen zu
lassen, einzuhalten.

Ulrike Haupt bemühte sich in ihrem Vortrag, den Eindruck zu erwecken,
daß die Bundesregierung schon auf dem richtigen Weg ist, um dem
Klimawandel und einer nachhaltigen Meeresnutzung Herr zu werden. Die
Leiterin des Referats Umwelt, nachhaltige Ressourcennutzung,
Biodiversität, Meeresschutz im Bundesministerium für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) stellte "das Engagement der
deutschen Entwicklungspolitik im Meeresschutz" vor. Um das auch von
Deutschland zugesagte UN-Nachhaltigkeitsziel 14 "Leben unter Wasser"
jener 17 globalen Ziele für Nachhaltige Entwicklung, die ihrerseits
169 Unterziele umfassen, bis zum Jahr 2030 zu erfüllen, verfolgt die
Bundesregierung einen 10-Punkte-Aktionsplan auf 5 thematischen
Feldern: Schutz der marinen Biodiversität, nachhaltige Fischerei,
Meeresverschmutzung, Anpassung an den Klimawandel, Kooperation.

Einzelprojekte wie zum Beispiel der vom Blue Action Funds geförderte
Aufbau eines Meeresschutzgebiets mit dem westafrikanischen Inselstaat
São Tomé und Príncipe oder auch die im Mai 2019 ins Leben gerufene
Prevent Waste Alliance zum Zweck der Vermeidung von Meeresmüll sollen
laut der BMZ-Vertreterin die Fortschritte und guten Absichten der
Bundesregierung aufzeigen.

"Es gibt einen großen ungeregelten Raum da draußen jenseits der
nationalen Einflußzonen", sagte Ilka Wagner, Referatsleiterin
Meeresschutz im Bundesministerium für Umwelt, in ihrem Vortrag über
die gegenwärtigen UN-Verhandlungen unter dem Dach des Internationalen
Seerechtsübereinkommens, UNCLOS. Gemeint ist mit "da draußen" die
Hohe See, das "Gebiet" (engl.: the Area) jenseits der nationalen
Jurisdiktion in den Ausschließlichen Wirtschaftszonen, die vom
Festland aus in der Regel 200 Seemeilen ins Meer reichen, unter
Umständen aber auf bis zu 350 Seemeilen ausgedehnt werden können,
falls sich der Festlandsockel bis dahin erstreckt. Die Hohe See
umfaßt etwa die Hälfte der Erdoberfläche.

UNCLOS stammt aus dem Jahr 1982, trat 1994 in Kraft und enthält
mehrere zusätzliche Durchführungsabkommen. Nach zehn Jahren
Vorbereitungszeit wird seit 2018 über einen weiteren Zusatz
verhandelt, um eine große thematische Lücke zu schließen. Denn das
UN-Seerechtsübereinkommen dreht sich laut Wagner "von seiner Genese
her" um wirtschaftliche Ausbeutung, und nur insofern um den Schutz
der Ressourcen, als daß man nicht mehr ausbeuten kann, als am Ende
nachwächst.
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Panelgespräch mit Ilka Wagner, Ulrike Haupt und Marie-Luise Abshagen
(von links)
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Das zu verhandelnde Durchführungsabkommen, zu dem bislang noch kein
Vertragstext vorliegt, wird BBNJ abgekürzt, von engl. Conservation
and Sustainable Use of marine biological diversity of areas beyond
national jurisdictions, z. Dt.: Die Erhaltung und nachhaltige Nutzung
der marinen Biodiversität von Gebieten jenseits der nationalen
Jurisdiktionen. Das nächste, zweiwöchige Treffen "im BBNJ-Prozeß"
findet im August in New York statt, für kommendes Jahr ist eine
weitere Verhandlungsrunde geplant. 2020 soll das Vertragswerk dann
stehen. Es soll vier Themenfelder, über die gegenwärtig diskutiert
wird, umfassen: Gebietsbezogenes Management wie zum Beispiel das
Ausweisen von Meeresschutzgebieten, die Pflicht zu
Umweltverträglichkeitsprüfungen bei Projekten auf Hoher See, die
Nutzung genetischer Ressourcen und ein Regelwerk zur Gewährleistung
eines gerechten Vorteilsausgleichs, Förderung eines Kapazitätsaufbaus
für Entwicklungsländer und die Weitergabe von Meerestechnologien.

Die Meinungen der Verhandlungspartner zu diesen Punkten lägen
allerdings "noch weit auseinander", berichtete Ilka Wagner, eine
Textgrundlage liege noch nicht vor. Sie ist zwar skeptisch, daß es
gelingt, ein neues Durchführungsabkommen zu beschließen, hofft
jedoch, daß genügend Druck aufgebaut werden kann, um auch Länder wie
China, Rußland und Japan, die eigentlich "gar keine Verhandlungen"
wollten, mit ins Boot zu holen. Wagner favorisiert einen
ökosystemaren Ansatz, bei dem nicht einzelne Arten oder Gebiete
betrachtet und unter Schutz gestellt werden, sondern bei dem ein
Netzwerk von Schutzgebieten geschaffen wird. Da stehe noch ganz viel
in den Sternen, aber zugleich böte sich ein Fenster der
Möglichkeiten, erklärte sie.

Ohne exakt dieselbe Formulierung zu verwenden, sieht auch Sebastian
Unger vom IASS (Institute of Advanced Sustainability Studies) in dem
Durchführungsabkommen eine Chance, eine "Ocean Governance" zu
etablieren. Der Wissenschaftler war Mitglied der deutschen
Delegation, die darüber im März, April dieses Jahres bei der zweiten
BBNJ-Sitzung der Vereinten Nationen in New York verhandelt hat. Vorab
machte er auf eine Dimension des Themas aufmerksam, die allzu leicht
in Vergessenheit gerät, die räumliche Tiefe. Die Hohe See umfaßt zwar
die Hälfte der Erdoberfläche, aber wenn man das Meer in der dritten
Dimension hinzunimmt, so geht es um fast 95 Prozent des Lebensraums
der Erde.

"Zur Zeit haben wir keinen rechtlichen Mechanismus, um diese Gebiete
umfassend zu schützen", hob der Governance-Forscher die Bedeutung
eines entsprechenden Regelwerks hervor. Auch er sprach sich für einen
umfassenden Ansatz aus. Sowohl auf UN-Ebene als auch bei den
Nationalstaaten gebe es eine Fragmentierung an Zuständigkeiten. Diese
müßten integriert werden, beispielsweise bei der Ausweisung von
kohärenten Schutzgebieten. Wobei für die Nutzung mariner genetischer
Ressourcen überhaupt noch kein Regelwerk existiert. Das vor rund fünf
Jahren in Kraft getretene Nagoya-Protokoll zur genetischen Vielfalt
gilt nicht für die Hohe See.

Hinsichtlich der Erwartungen von Wirtschaft und Politik, eines Tages
Tiefseebergbau zu betreiben, äußerte sich Unger eher zurückhaltend.
Er verwies auf die ungeheure Artenvielfalt am Meeresboden. Jüngere
Forschungsergebnisse aus dem AWI haben ergeben, daß sich in Proben,
die vom Meeresboden entnommen wurden, alle 60 Kilometer 60 Prozent
der Arten geändert haben.
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"Zur Zeit haben wir eine Großwetterlage, bei der sich Staaten kaum darauf einlassen,
Verpflichtungen einzugehen"

Governance-Forscher Sebastian Unger, IASS, 7. Juni 2019, Berlin
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Dr. Carsten Rühlemann, Fachbereichsleiter Meeresgeologie der
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) in Hannover,
hat eine etwas andere Sicht auf die Dinge. Er arbeitet
schwerpunktmäßig an der Forschung zum Abbau von Manganknollen und war
in dieser Angelegenheit schon häufiger in die sogenannte
Clarion-Clipperton-Zone (CCZ), auch Manganknollengürtel genannt,
gereist. Diese Zone erstreckt sich im Pazifik nördlich des Äquators
zwischen Hawaii und Mexiko über einen Streifen von fünftausend
Kilometer Länge und eintausend Kilometer Breite. Dort finden sich
besonders viele Manganknollen am Meeresboden, teils dicht an dicht.
Im Auftrag der Bundesregierung, die 2006 von der Internationalen
Meeresbodenbehörde (ISA - International Seabed Authority) eine
Explorationslizenz für ein 75.000 Quadratkilometer großes Gebiet
zugeteilt bekommen hat, erkunden Rühlemann und sein Team die
Verbreitung der Manganknollen, bewerten das Lagerstättenpotential und
untersuchen die potentiellen Umweltauswirkungen einer Ernte.

Als Motiv der Bundesregierung für die Exploration in diesem und einem
weiteren Lizenzgebiet für Massivsulfide im Indischen Ozean nannte
Rühlemann die Sicherstellung der Metallversorgung Deutschlands.
Dieser Aspekt wurde von Prof. Dr. Uwe Jenisch in seinem Kurzvortrag
noch vertieft. Wie Rühlemann ist er Mitglied der Deep Sea Mining
Alliance, einer Lobbyorganisation von 29 Unternehmen, die sich auf
den Tiefseebergbau vorbereiten und dafür werben. Jenisch war von 1975
bis 1982 Mitglied bei der deutschen Seerechtsdelegation und damit an
den Verhandlungen zur UN-Seerechtskonvention beteiligt. Heute ist er
Honorarprofessor für Seerecht am Walter-Schücking-Institut für
Internationales Recht der Universität Kiel.

Als zentrale Ziele der Bundesregierung nannte Jenisch: Erstens will
sie an führender Stelle der Technologieentwicklung mitmischen.
Zweitens geht es ihr um die dauerhafte Sicherung des
Rohstoffnachschubs für die Energiewende und Elektromobilität,
insbesondere in heutigen Zeiten der wachsenden geopolitischen
Spannungen. Deutschland verfügt über keine nennenswerten metallischen
Rohstoffe, verbraucht aber acht Prozent der weltweiten
Bergbauproduktion. Drittens will sie ihre hohen Umweltstandards auch
beim Tiefseebergbau durchsetzen. Was machbar ist, wird gemacht, und
wir brauchen es, weil die Weltbevölkerung auf zehn Milliarden
ansteigt, lautete Jenischs Credo.

Eine konträre Ansicht zu dieser industriefreundlichen Bewertung des
Meeresbodenbergbaus in der Tiefsee vertrat Marie-Luise Abshagen,
Referentin für nachhaltige Entwicklung und Biodiversitätsschutz beim
Forum Umwelt und Entwicklung. In ihrer Eingangsstellungnahme
entkräftete sie drei Mythen, die von der Industrie verbreitet werden:
Entgegen den Behauptungen könne Tiefseebergbau nicht umweltfreundlich
gestaltet werden. Es käme zu signifikanten Verlusten von Arten und
irreversiblen Störungen von Ökosystemfunktionen. Das von der ISA
entwickelte Regelwerk, nach dem die Entwicklungsländer "einen Teil
des Kuchens" erhalten sollten, erweise sich in der Praxis als bloßes
Versprechen. "Das Abgeben kommt ganz am Ende", räumte Abshagen mit
einem zweiten Mythos auf. Drittens sei auch das Argument nicht
haltbar, daß Bergbau in der Tiefsee nicht mit
Menschenrechtsverletzungen verbunden sei und diese sogar noch
unterbinde. Genauso wie bei der Offshore-Erdölförderung werde
Landbergbau nicht eingestellt, nur weil angefangen werde, auch den
Tiefseeboden auszubeuten, so Abshagen. Beides laufe parallel weiter.
Man brauche nicht immer neue Lagerstätten zu erschließen, die
Möglichkeiten der Wiederverwertung von Rohstoffen werde viel zu sehr
vernachlässigt.

Hier knüpfte Jan Pingel an, der für den Ozeanien Dialog die
pazifischen Stimmen in hiesige Diskussionen einbringen will. Für die
Menschen im pazifischen Raum ist das Meer überaus wichtig. Sie
unterscheiden nicht so sehr zwischen Land und Meer. Das Meer gebe
ihnen etwas, aber nur wenn es gesund sei.
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(von links) Marie-Luise Abshagen, Jan Pingel, Klaus Schilder
(Moderator, MISEREOR), Prof. Dr. Uwe Jenisch, Dr. Carsten Rühlemann
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Den Abschluß der Konferenz bildete eine Session zur Kleinfischerei.
Ungeachtet der unterschiedlichen Gewichtungen verdeutlichten die drei
Referenten, Dr. Werner Ekau vom Leibniz-Zentrum für Marine
Tropenforschung, Carsten Pedersen vom Transnational Institute und
Francisco Marí von Brot für die Welt, daß die handwerkliche Fischerei
von zahlreichen Seiten unter Druck steht. Der Klimawandel führt zur
Verschiebung der Arten, Offshore-Industrie (u. a. Erdöl- und
Erdgasförderung, Produktion von Windenergie, küstennaher Bergbau)
dringt in traditionelle Fischfanggebiete vor, Meeresmüll kontaminiert
ganze Ökosysteme, große Fischtrawler plündern die Ressourcen, und
Meeresschutzgebiete können zu Verdrängungen führen (wenngleich auch
zur Erholung der Fischbestände).

Ins Konferenzprogramm aufgenommen wurde ein Bericht von Markus
Schildhauer von der Seemannsmission Ägypten. Er berichtete
gewissermaßen aus erster Hand über die Flüchtlingsproblematik im
Mittelmeer oder, wie er es sagte, da die Bezeichnung "Flüchtling"
vorbelastet ist, über die Schutzsuchenden, die in irgendwelchen
Seelenverkäufern von Afrika aufbrechen, um europäische Gestade zu
erreichen, aber auf dem Weg dorthin ertrinken. Eigentlich besteht die
Pflicht zur Seenotrettung. Aber Zeit ist Geld, und Menschen zu retten
kostet Zeit. Die Kapitäne werden nicht nur von ihren Reedern
aufgefordert, den Fahrplan einzuhalten, auch die europäischen
Regierungen übten Druck aus, indem sie die Schiffsführer des
Schleppertums bezichtigten. Die Handelsschiffahrt habe inzwischen
ihre Routen geändert, damit die Schiffe möglichst nicht auf
Flüchtlingsboote treffen. Zumal es für die Seeleute ein traumatisches
Erlebnis sein kann, im Meer schwimmende Leichen zu bergen oder aber
einen Notruf zu ignorieren und hinterher zu erfahren, daß die
Absender ertrunken sind.

All die auf der Konferenz angesprochenen Probleme zu vernachlässigen
und mit dem Meeresbodenbergbau eine weitere Nutzungsform nunmehr in
der Hohen See zu propagieren - als würde das vermeintlich
unverzichtbare Wirtschaftswachstum nicht genau jene
Zerstörungsprozesse perpetuieren, die bereits den heutigen Zustand
der Ozeane als sich allmählich aufheizende, versauernde und
sauerstoffbefreite Auffangbecken für unendliche Mengen an
Zivilisationsmüll herbeigeführt haben -, läuft darauf hinaus, daß der
Mensch am eigenen Ast sägt. Zwar ist der Mensch kein Meeresbewohner,
aber ohne die Meere kann er nicht leben.
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Der erste Landgang des Lebens erfolgte vermutlich unter dem Schutz von
Schaum und schattigen Nischen im Tidebereich der Meere.
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Der Schattenblick setzt die Nacharbeitung der Konferenz "Weltmeere
und Entwicklung" anläßlich des Welttags der Ozeane 2019 mit weiteren
Berichten und Interviews fort.


16. Juni 2019
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